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Niederschrift
Sitzung der Stadtverordnetenversammlung der Universitätsstadt 

Marburg (öffentlich)

 Sitzungstermin: Freitag, 27.04.2018
 Sitzungsbeginn: 16:38 Uhr
 Sitzungsende: 21:12 Uhr
 Ort, Raum: Sitzungssaal Barfüßerstr. 50, 35037 Marburg

 Anwesende Mitglieder

 Vorsitz
 Frau Marianne Wölk - SPD

 reguläre Mitglieder
 Frau Bettina Böttcher - SPD
 Herr Thorsten Büchner - SPD
 Herr Dominic Dehmel - SPD
 Frau Myriam Hövel - SPD
 Herr Schaker Hussein - SPD
 Frau Alexandra Klusmann - SPD
 Frau Erika Lotz-Halilovic - SPD
 Herr Heinrich Löwer - SPD
 Herr Dr. Mohammad Malmanesh - SPD
 Frau Anna Rembas - SPD
 Herr Steffen Rink - SPD
 Frau Sonja Sell - SPD
 Herr Ulrich Severin - SPD
 Herr Matthias Simon - SPD
 Herr Gerald Weidemann - SPD
 Herr Dirk Bamberger - CDU
 Herr Oliver Hahn - CDU
 Herr Hermann Heck - CDU
 Herr Manfred Jannasch - CDU
 Herr Walter Jugel - CDU
 Herr Winfried Kissel - CDU
 Herr Lars Küllmer - CDU
 Herr Stephan Muth - CDU
 Herr Roger Pfalz - CDU
 Frau Runhild Piper - CDU
 Herr Mathias Range - CDU
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 Herr Hans-Martin Reissner - CDU
 Frau Sabine Schäfer-Jarosz - CDU
 Frau Karin Schaffner - CDU
 Herr Jens Seipp - CDU
 Frau Angela Dorn-Rancke - B90/Die Grünen
 Herr Dr. Karsten McGovern - B90/Die Grünen
 Frau Dr. Elke Neuwohner - B90/Die Grünen
 Herr Marco Nezi - B90/Die Grünen
 Frau Dr. Christa Perabo - B90/Die Grünen
 Herr Christian Schmidt - B90/Die Grünen
 Herr Hans-Werner Seitz - B90/Die Grünen
 Frau Madelaine Stahl - B90/Die Grünen
 Frau Renate Bastian - Marburger Linke
 Frau Tanja Bauder-Wöhr - Marburger Linke
 Herr Roland Böhm - Marburger Linke
 Frau Elisabeth Kula - Marburger Linke
 Herr Jan Schalauske - Marburger Linke
 Herr Jonathan Schwarz - Marburger Linke
 Frau Inge Sturm - Marburger Linke
 Herr Hanke Bokelmann - FDP/MBL
 Frau Lisa Freitag - FDP/MBL
 Herr Dr. Hermann Uchtmann - FDP/MBL
 Herr Roland Frese - BfM
 Frau Gabriele Mensing - BfM
 Frau Andrea Suntheim-Pichler - BfM
 Herr Dr. Michael Weber - Piratenpartei

 Entschuldigte Mitglieder

 reguläre Mitglieder
 Herr Dr. Fabio Longo - SPD - entschuldigt -
 Herr Uwe Meyer - SPD - entschuldigt -
 Herr Jan von Ploetz - CDU - entschuldigt -
 Herr Dietmar Göttling - B90/Die Grünen - entschuldigt -
 Herr Henning Köster-Sollwedel - Marburger Linke - entschuldigt -
 Herr Christoph Ditschler - FDP/MBL - entschuldigt -

Mitglieder des Magistrats
 Herr Oberbürgermeister Dr. Thomas Spies - SPD
 Herr Bürgermeister Wieland Stötzel - CDU
 Frau Stadträtin Kirsten Dinnebier - SPD
 Herr Stadtrat Jürgen Hertlein - SPD
 Frau Stadträtin Ursula Schulze-Stampe – SPD
 Frau Stadträtin Dr. Marlis Sewering-Wollanek - SPD
 Frau Stadträtin Anne Oppermann - CDU
 Herr Stadtrat Christian Schombert - CDU
 Frau Stadträtin Anni Röhrkohl - CDU
 Frau Stadträtin Alev Laßmann - B90/Die Grünen
 Herr Stadtrat Nico Biver - Marburger Linke
 Herr Stadtrat Michael Selinka - FDP - entschuldigt -
 Herr Stadtrat Frédéric Schwindack - BfM
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Protokoll
 Herr Lothar Sprenger, Fachdienst Kommunale Gremien
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Protokoll:

zu 1 Eröffnung der Sitzung

Stadtverordnetenvorsteherin Marianne Wölk eröffnet die Sitzung und begrüßt alle Anwesenden, 
insbesondere eine Gruppe Referendare des Studienseminars Marburg, Fach Politik und Wirt-
schaft, sowie die Mitglieder des Ausländerbeirates. Sie stellt die form- und fristgerechte Ladung 
zur heutigen Sitzung und die Beschlussfähigkeit der Stadtverordnetenversammlung fest. Ein-
wände gegen diese Feststellungen werden nicht erhoben.

Anschließend unterbricht die Stadtverordnetenvorsteherin die Sitzung um 16:40 Uhr für die 
Durchführung der Einwohner/innenfragestunde. Um 16:59 Uhr wird die Sitzung der Stadtver-
ordnetenversammlung fortgesetzt. 

Stadtverordnetenvorsteherin Wölk verweist auf den Dringlichkeitsantrag der Fraktion B90/Die 
Grünen, der jedoch das für die Aufnahme auf die Tagesordnung erforderliche Quorum nicht er-
reicht (siehe dazu TOP 11.1).

Die Stadtverordnetenvorsteherin trägt anschließend die Tagesordnung für die heutige Sitzung 
unter Berücksichtigung der zurückgestellten und zurückgezogenen Vorlagen und Anträge vor. 
Einwände dagegen werden nicht erhoben.

zu 2 Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom 23.03.2018

Die Niederschrift über die Sitzung der Stadtverordnetenversammlung vom 23.03.2018 ist allen 
Stadtverordneten mit der Einladung zur heutigen Sitzung zugegangen. Änderungswünsche wer-
den nicht vorgebracht. Die Niederschrift gilt somit in der vorliegenden Fassung als genehmigt.

zu 3 Fragestunde

Die zur Fragestunde eingereichten kleinen Anfragen Nr. 1 bis 12 sowie einzelne Nachfragen 
werden durch die zuständigen Dezernenten wie folgt beantwortet:

Kleine Anfrage Nr. 01
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 27. April 2018

Fragesteller/in: Jan Schalauske
Fraktion / Partei: Marburger Linke

Frage:
Wie viele Firmen waren in Marburg zum Stichtag 31.12.2017 registriert und wie viele wurden 
2017 zur Gewerbesteuer herangezogen?

Stellungnahme/Antwort durch: FD 20 - Finanzservice
Dezernent/Dezernentin: Oberbürgermeister Dr. Thomas Spies

Stellungnahme/Antwort:
Gesamtzahl der in Marburg zum Stichtag 31.12.2017 gemeldeten Firmen: 5.599
Anzahl der steuerpflichtige Firmen im Jahr 2017: 1.072 

Dr. Thomas Spies
Oberbürgermeister
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Kleine Anfrage Nr. 02
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 27. April 2018

Fragesteller/in: Dr. Christa Perabo
Fraktion / Partei: Bündnis90/Die Grünen

Frage:
Kann der Magistrat Auskunft geben, seit wann die Baustellensperrung vor dem Haus Neustadt 
3 ½ besteht und wie lange sie noch aufrechterhalten werden soll?

Stellungnahme/Antwort durch: FD 33 - Straßenverkehr
Dezernent/Dezernentin: Oberbürgermeister Dr. Thomas Spies

Stellungnahme/Antwort:
Die Baustellensperrung am oberen Steinweg vor dem Haus Steinweg 3 ½ besteht seit dem 
27.06.2017. Nach Auskunft des Hauseigentümers wird die Fläche voraussichtlich noch bis En-
de August 2018 zur Beseitigung der umfangreichen Brandschäden in dem Haus benötigt.

Dr. Thomas Spies
Oberbürgermeister

Kleine Anfrage Nr. 03
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 27. April 2018

Fragesteller/in: Marco Nezi
Fraktion / Partei: Bündnis90/Die Grünen

Frage:
Kann der Magistrat einen Maßnahmenkatalog vorlegen, der dem massiv auftretenden Insek-
tensterben entgegentritt, und entsprechende Handlungsmaßnahmen von Seiten der Stadtver-
waltung, z.B. die vermehrte Anpflanzung von Wildblumenwiesen im Stadtgebiet und den Stadt-
teilen oder ähnliche Maßnahmen beinhaltet?

Stellungnahme/Antwort durch: FD 69 - Umwelt und Naturschutz, Fairer Handel, Abfall-
wirtschaft

Dezernent/Dezernentin: Bürgermeister Wieland Stötzel

Stellungnahme/Antwort:
Der Magistrat der Stadt Marburg ist sich der Dringlichkeit, Maßnahmen gegen ein massives In-
sektensterben zu treffen, sehr bewusst. Die Hauptverursacher des globalen Insektensterbens 
sind die industrialisierte Land- und auch Forstwirtschaft; dazu kommen Flächenversiegelung, 
klimatische Einflüsse sowie Lichtverschmutzung. Diesen Entwicklungen lässt sich nur auf glo-
bal-politischer Ebene begegnen. Die Stadt Marburg sieht sich jedoch in der Pflicht, im Rahmen 
ihrer Möglichkeiten zu agieren.
• So dienen zur aktiven Förderung der Insektenvielfalt die Schaffung und Pflege von Aus-

gleichs- und Naturschutzflächen sowie die Entwicklung großflächiger Renaturierungsgebie-
te. Beispiele sind die Anlage und Pflege von Streuobstwiesen, Gewässerrenaturierungen, 
Anlage und Pflege von blütenreichen Wiesen und Pflanzstreifen, Hecken und Säumen. Die-
sen Aufgaben kommt die Stadt Marburg kontinuierlich nach.

• Darüber hinaus ist auf allen städtischen Pachtflächen der Einsatz von Glyphosat untersagt 
(vgl. Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 26.1.2018, VO/6027/2017). Auch 
beim DBM dürfen seit Jahrzehnten keine Totalherbizide verwendet werden.
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• Einen wertvollen Beitrag zum Erhalt der Insektenfauna liefert zusätzlich der Verzicht von Be-
leuchtungsanlagen in sensiblen Bereichen (Aue, Wald, baurechtlicher Außenbereich). Hier 
hat die Stadt Marburg in der Vergangenheit sehr zurückhaltend agiert.

• Auch als Beitrag zur Öffentlichkeitsarbeit dient die Installation von Insektenhotels (z.B. im 
Schülerpark). So findet z.B. am 5.6.2018 im Rahmen der Biodiversitäts-AGs (Aktivität zur 
Hessischen Biodiversitätsstrategie) eine Exkursion für Bürger zu dem Thema „Insektenho-
tels und Blühstreifen“ im Schülerpark statt.

• Im innenstädtischen Bereich werden Flächen im Rahmen des Projektes „wildes Hessen“ 
nicht mehr gepflegt, damit sich dort spontane Vegetation ansiedeln kann, die als Insekten-
nahrung wichtig ist.

Zukünftig denkbare bzw. geplante Maßnahmen:
• Die FSC-Zertifizierung für die stadteigenen Wälder wird vorangetrieben.
• Pachtverträge über städtische Ackerflächen erhalten die Auflage, einen mindestens 3 m 

breiten Blüh- oder Saumstreifen an der längsten Seite des Grundstücks anzulegen.

Mit diesen Maßnahmen und Absichten bemüht sich die Stadt Marburg auf lokaler Ebene zum 
Erhalt der Insektenfauna beizutragen.

Wieland Stötzel
Bürgermeister

Kleine Anfrage Nr. 04
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 27. April 2018

Fragesteller/in: Marco Nezi
Fraktion / Partei: Bündnis90/Die Grünen

Frage:
Welche Maßnahmen wurden von Seiten des Magistrats seit dem Probebetrieb von Elektrobus-
sen im April 2016 (!) ergriffen, um die Stadtwerke Marburg zu einem Umstieg zu motivieren und 
dabei ggf. unterstützend zu begleiten, um nicht lediglich einen Probebetrieb, sondern vielmehr 
auch erste Erfolge durch konkrete Maßnahmen beim Umstieg auf E-Mobilität im innerstädti-
schen Busverkehr zu verzeichnen?

Stellungnahme/Antwort durch: 011 - Persönlicher Referent des Oberbürgermeisters
Dezernent/Dezernentin: Oberbürgermeister Dr. Thomas Spies

Stellungnahme/Antwort:
Die Stadtwerke Marburg GmbH unternimmt bereits seit vielen Jahren große Anstrengungen, 
durch die Erneuerung der Flotte und dem Einsatz von bis zu 60 % Erdgasfahrzeugen die Emis-
sionen von CO2, NOX, Feinstaub und Lärm zu verringern. Insofern wird der ÖPNV in Marburg 
bereits jetzt mit einer erprobten und bewährten Antriebstechnik umweltfreundlich betrieben, die 
durch den Einsatz von Biomethan und synthetischen Gasen sogar klimaneutral weiter optimiert 
werden kann.
Der Magistrat verfolgt gemeinsam mit den Stadtwerken seit Amtsantritt des OB und insbeson-
dere seit Übernahme des Aufsichtsratsvorsitzes der Stadtwerke Marburg erstmals das Ziel, 
Schritte zu einem Umstieg hin zu einem Betrieb der Busse aus regenerativer Energie zu ergrei-
fen. Auf diese Initiative ging auch der Probebetrieb mit E-Bussen 2016 zurück.

Die in Deutschland aktuell eingesetzten gerade mal ca. 100 batteriebetriebenen Omnibusse in 
den Stadtverkehren hauptsächlich großer Städte, hatten im vergangenen Winter teilweise er-
hebliche Ausfälle. Die Fachpresse hatte darüber berichtet. Dies zeigt, dass sich diese Technik 
in Deutschland noch in einer Erprobungsphase befindet und keinesfalls ausgereift ist.
In der Folge des Probebetriebs beteiligt sich die Stadtwerke Marburg GmbH seit 2016 an der 
„Machbarkeitsstudie von HO-Busverkehr in Deutschland – am Beispiel Marburg und Trier“. Die-
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se Studie, die der wissenschaftlichen Beratung des BMVI zur Mobilitäts- und Kraftstoffstrategie 
dient, soll die Möglichkeiten des Einsatzes von batteriebetriebenen Omnibussen, die mittels 
Oberleitung nachgeladen werden können, prüfen. Die O-Bus-Technik ist bereits seit nahezu 
100 Jahren bewährt. Die Studie wird voraussichtlich Ende Mai 2018 fertiggestellt – das Ange-
bot einer Präsentation vor den städtischen Gremien liegt bereits vor.
Die Konzern-Geschäftsführung der Stadtwerke Marburg GmbH hat eine interne Arbeitsgruppe 
beauftragt, für die Fahrzeugbeschaffung im ÖPNV ab 2020 eine Konzeption zu entwickeln, die 
auch den aktuellen Diskussionen um den Dieselantrieb Rechnung trägt. Wesentliche Aspekte 
der Konzeption sollen dabei die ökologischen und ökonomischen Auswirkungen der Neube-
schaffungsstrategie sein.

Dr. Thomas Spies
Oberbürgermeister

Kleine Anfrage Nr. 05
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 27. April 2018

Fragesteller/in: Jonathan Schwarz
Fraktion / Partei: Marburger Linke

Frage:
Die Richtsberg-Gesamtschule führt probeweise IPad-Klassen ein. Laut Marburger Schulen be-
kommen die Schüler*innen, die "kein IPad anschaffen wollen", ein Leihgerät zur Verfügung ge-
stellt, was mit Einschränkungen in seiner Nutzung verbunden ist. Wieviele Schüler*innen betrifft 
dies und inwiefern wurde sichergestellt, dass nicht doch Finanzierungsprobleme der Grund für 
das "Nicht-Wollen" darstellen und somit soziale Diskriminierungen die Folge sind?

Stellungnahme/Antwort durch: FD 40 - Schule
Dezernent/Dezernentin: Stadträtin Kirsten Dinnebier

Stellungnahme/Antwort:
An dem Pilotprojekt der Richtsberg-Gesamtschule zur Digitalisierungsoffensive „Bring your own 
device“ beteiligen sich insgesamt 84 Schülerinnen und Schüler. 81 davon werden sich mit ei-
nem selbst erworbenen iPad beteiligen, zwei nehmen das Finanzierungsmodell des Förderver-
eins in Anspruch, wonach dieser einen 50%igen Zuschuss gewährt und die Eltern einen
monatlichen Zins i. H. v. 5 € im Nutzungszeitraum zahlen. Für einen Schüler / eine Schülerin 
wird das Gerät vom Elternverein finanziert und zur Verfügung gestellt. Die über Eltern-/ Förder-
verein bereitgestellten Geräte sind iPads in Standard-Ausstattung und bleiben in Besitz der 
Schule. 
Den individuellen Ansprüchen entsprechend sind einige der eigenerworbenen iPads aus einer 
höherwertigeren Modellreihe, die aber definitiv nicht als Voraussetzung für die Teilnahme am 
Projekt benötigt wird. Für die unterrichtliche Nutzung bestehen keinerlei Einschränkungen, so-
ziale Diskriminierungen sind daher nicht zu erwarten.

Kirsten Dinnebier
Stadträtin

Kleine Anfrage Nr. 06
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 27. April 2018

Fragesteller/in: Jens Seipp
Fraktion / Partei: CDU

Frage:
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Wie bewertet die Magistrat unter fachlichen Aspekten die Messungen der Deutschen Umwelt-
hilfe im Gebiet der Universitätsstadt Marburg?

Stellungnahme/Antwort durch: FD 69 - Umwelt und Naturschutz, Fairer Handel, Abfall-
wirtschaft

Dezernent/Dezernentin: Bürgermeister Wieland Stötzel

Stellungnahme/Antwort:
Unmittelbar nach dem Bekanntwerden der Ergebnisse der Deutschen Umwelthilfe (DUH) hat 
der Magistrat mit dem Hessischen Ministerium für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz sowie dem Hessischen Landesamt für Naturschutz, Umwelt und Geologie Kon-
takt aufgenommen und um Einschätzung der Situation gebeten. 

Nach Auskunft des Hess. Ministeriums sind die vorgelegten Messergebnisse der DUH nicht 
überraschend. Auch sei das seitens der DUH beauftragte Labor anerkannt. 

Ein Problem für die Beurteilung der Werte der DUH sieht das Hess. Ministerium darin, dass die 
Messstandorte nicht nachvollziehbar seien, insbesondere ob die Vorgaben der 39. BImSchV zu 
den Standorten (wie Messhöhe, Abstand zur Straße, etc.) angewendet wurden.
Die Messung selbst soll über einen Monat (Februar) erfolgt sein. Aussagen von einem Monat 
auf das ganze Jahr zu übertragen ist nach Auskunft des Hessischen Ministeriums für Umwelt, 
Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz zweifelhaft.

Der Magistrat hat bei dem für die Durchführung von Messungen zuständigen Landesamt (HL-
NUG) beantragt, aufgrund der Baumaßnahme Weidenhäuser Brücke und den damit geänder-
ten Verkehrsflüssen in der Innenstadt sowie aufgrund der Verlegung des Standort der Mess-
stelle in der Universitätsstraße offiziell ergänzende Passivsammler zu installieren. Als mögliche 
Standorte wurden dem HLUNG vorgeschlagen:

 ehemaliger Standort der Messstelle in der Universitätsstraße (Allianzhaus)
 Bahnhofstraße/Robert-Kochstraße – Messpunkt der DUH
 ggf. zusätzlich Schwanallee 

Noch liegt dem Magistrat keine Rückmeldung zu den beantragten ergänzenden Messungen vor. 

Wieland Stötzel
Bürgermeister

Kleine Anfrage Nr. 07
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 27. April 2018

Fragesteller/in: Jens Seipp
Fraktion / Partei: CDU

Frage:
Ist dem Magistrat bekannt, welche Qualifikation die ehrenamtlichen Helfer der Deutschen Um-
welthilfe für das Anbringen von Passivsammlern benötigen und nach welchen rechtlich siche-
ren Maßstäben solche Passivsammler angebracht werden müssen?

Stellungnahme/Antwort durch: FD 69 - Umwelt und Naturschutz, Fairer Handel, Abfall-
wirtschaft

Dezernent/Dezernentin: Bürgermeister Wieland Stötzel

Stellungnahme/Antwort:
Die Luftreinhaltung in Hessen liegt in der Zuständigkeit des Landes (Hessisches Ministerium für 
Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz sowie für das Messnetz: Hessi-
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sches Landesamt für Naturschutz, Umwelt und Geologie). Dem Magistrat ist zu den ehrenamt-
lichen Helfern der DUH und deren Qualifikation nichts bekannt.

Ein Problem für die Beurteilung der seitens der Deutschen Umwelthilfe (DUH) ermittelten Wer-
te sieht das Hess. Ministerium darin, dass die Messstandorte nicht nachvollziehbar seien, ins-
besondere ob die Vorgaben der 39. BImSchV zu den Standorten und zur Einrichtung der Pas-
sivsammler (wie Messhöhe, Abstand zur Straße, etc.) angewendet wurden.

Das HLNUG möchte die möglichst gleichartige Probenahme an deren Luftmessstationen ge-
währleisten. Das bedeutet bei „verkehrsnahen“ Probenahmestellen im Wesentlichen:

 Messort soll frei anströmbar sein – mit Mindestabstand zum Anbringungsort (z.B. 
einem Laternenpfahl), der aber nicht groß sein muss,

 Messort nicht zu nah an direkten Quellen der Luftschadstoffe gelegen, es soll 
immer eine gewisse Durchmischung mit der Umgebungsluft möglich sein
(„Ziel … ist keine „Emissionsmessung“),

 Messhöhe von ca. 3 bis 3,5 m 
(entspricht der Standard-Probenahmehöhe an den Luftmessstationen)

 Abstand zur nächstgelegenen Fahrbahn soll nur wenige Meter betragen, 
auch das entspricht i.d.R. der Lage der festen Messstationen, wobei es durchaus ei-
ne größere „Streubreite“ gibt, ja nach örtlicher Gegebenheit, die das HLNUG häufig 
akzeptieren muss. 

Nach den Anforderungen der EU-Luftqualitätsrichtlinie (2008/50/EG), auch zu finden in Anlage 
3 der deutschen Umsetzung der Richtlinie (39. BImSchV) sollen verkehrsnahe Probenahme-
punkte „höchsten 10 m vom Fahrbahnrand entfernt sein“. Diesen Maximalabstand schöpft das 
HLNUG in der Regel nicht aus. Auch sollen die Probenahmepunkte mindestens 25 m vom Rand 
„verkehrsreicher Kreuzungen“ entfernt sein (diese Vorgabe können nicht immer bzw. überall 
eingehalten werden – wie an der früheren Messstelle vor dem Allianz-Gebäude). 

Sinnvoll ist es ein Wetterschutzgehäuse für die Aufhängung der Sammler einzusetzen.

Referenzmessungen:
Unabhängig vom Probenahmeort gilt, dass für die Messung von NO2 ein Referenzmessverfah-
ren vorgeschrieben ist. Bei Messung mit einem anderen Verfahren (z. B. Passivsammler) müs-
sen die damit erzielten Ergebnisse an das Referenzverfahren angeglichen werden, um zu 
gleichwertigen Aussagen zu kommen. Um dies zu gewährleisten betreiben wir kontinuierlich 
Vergleichsmessungen an einer Reihe von Referenzmessstationen. Auf der Grundlage dieser 
Vergleichsmessungen kann die HLNUG die Ergebnisse aller Passivsammler-Messergebnisse 
anpassen.

Wieland Stötzel
Bürgermeister

Kleine Anfrage Nr. 08
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 27. April 2018

Fragesteller/in: Steffen Rink
Fraktion / Partei: SPD

Frage:
Wie viele Menschen mit Fluchthintergrund sind derzeit bei der Universitätsstadt Marburg und 
den „Töchtern“ (Stadtwerke, DBM, Marburger Altenhilfe, GeWoBau) in Ausbildung oder Ein-
stiegsqualifizierung (EQ)?
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Stellungnahme/Antwort durch: FD 10 - Personal, Organisations- und Beteiligungsmana-
gement

Dezernent/Dezernentin: Oberbürgermeister Dr. Thomas Spies

Stellungnahme/Antwort:
Die Universitätsstadt Marburg orientiert sich als Arbeitgeber an rechtsstaatlichem Handeln, so-
zialer Verantwortung, Gleichheit, Fairness, Neutralität und Toleranz. Ganz besonders wichtig ist 
für sie die Integration von Menschen mit Migrationshintergrund, weshalb diese ermuntert wer-
den sollen, sich für eine Beschäftigung bei der Stadtverwaltung Marburg zu bewerben.
In jeder Stellenausschreibung der Universitätsstadt befindet sich ein Zusatz, der darauf hin-
weist, dass sich die Universitätsstadt Marburg besonders über Bewerbungen von Menschen mit 
Migrationshintergrund freut. 

Vor diesem Hintergrund wurde und wird bei der Universitätsstadt Marburg ausgebildet. Derzeit 
sind bei der Universitätsstadt Marburg 6 Auszubildende mit Migrationshintergrund tätig. Davon 
haben 2 Menschen Fluchthintergrund, sie leisteten zuvor bereits eine Einstiegsqualifizierung bei 
der Stadtverwaltung ab. Zur Berufsorientierung absolviert momentan ein Flüchtling eine 10-mo-
natige Einstiegsqualifizierung. Des Weiteren befinden sich im Anerkennungspraktikum zur Er-
zieherin und zum Erzieher 6 Menschen mit Migrationshintergrund. 

In den angefragten „Töchtern“ der Universitätsstadt Marburg stellt sich die Ausbildungssituation 
hinsichtlich der Menschen mit Fluchthintergrund wie folgt dar:

Arbeitgeber Ausbildung Einstiegsqualifizierung
Universitätsstadt Marburg  2 1
DBM 0 1
Stadtwerke Marburg 1 0
GeWoBau 0 0
Marburg Stadt und Land Tou-
rismus GmbH

0 0

Marburg Altenhilfe St. Jakob 0 0

Dr. Thomas Spies
Oberbürgermeister

Kleine Anfrage Nr. 09
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 27. April 2018

Fragesteller/in: Steffen Rink
Fraktion / Partei: SPD

Frage:
Wie viele Bushaltestellen im Netz der Universitätsstadt Marburg sind in den letzten drei Jahren 
barrierefrei umgestaltet worden, insbesondere im Hinblick auf die verbesserte Einstiegsmög-
lichkeit (Anlaufhöhe des Busbordsteins, Breite der Bewegungsfläche)?

Stellungnahme/Antwort durch: FD 66 - Tiefbau
Dezernent/Dezernentin: Bürgermeister Wieland Stötzel

Stellungnahme/Antwort:
In den vergangenen Jahren erfolgte ein barrierefreier Ausbau von Bushaltestellen vorwiegend 
im Zuge von Baumaßnahmen. 
In der Marburger Straße sind drei Bushaltestellen, in der Biegenstraße zwei und auf dem Bahn-
hofsvorplatz sechs Bushaltestellen barrierefrei umgestaltet worden. Weitere drei Bushaltestel-
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len wurden in der Robert-Koch-Straße, der Deutschhausstraße und in der Ockershäuser Allee 
erneuert.

In diesem und in den nächsten Jahren sollen weitere Bushaltestellen barrierefrei ausgebaut 
werden.

Wieland Stötzel
Bürgermeister

Kleine Anfrage Nr. 10
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 27. April 2018

Fragesteller/in: Myriam Hövel
Fraktion / Partei: SPD

Frage:
Wie viele BiBaP-Maßnahmen konnten 2017/2018 im Zeitplan abgeschlossen werden?  

Stellungnahme/Antwort durch: FD 65 - Hochbau
Dezernent/Dezernentin: Bürgermeister Wieland Stötzel

Stellungnahme/Antwort:
Gemäß BiBaP-Plan sollen insgesamt sieben Maßnahmen bis zum Jahresende 2018 abge-
schlossen werden. 
Zum jetzigen Zeitpunkt sind von den genannten sieben bereits drei Maßnahmen komplett ab-
geschlossen. 

Diese sind:
Sophie-von-Brabant-Schule, Standort Willy-Mock-Str: Sanierung der Lehrküche
Sophie-von-Brabant-Schule, Standort Uferstr.: Sanierung des Mädchen-WC’s
Kaufmännische Schulen: Sanierung des Lehrerzimmers

Der Fertigstellung der folgenden Maßnahmen steht bis zum Jahresende nichts entgegen:
Gerhart-Hauptmann-Schule: Einzelsanierungsmaßnahmen Turnhallengebäude
Sophie-von-Brabant-Schule, Standort Uferstr.: Sanierung der Putzfassade
Gymnasium Philippinum: Sanierung Dach Sporthalle
Schulcampus Leopold-Lucas-Str.: Errichtung von Radabstellanlagen

Im Zeitplan 2017/2018 werden somit alle zur Fertigstellung vorgesehenen Projekte abgeschlos-
sen.

Wieland Stötzel
Bürgermeister

Kleine Anfrage Nr. 11
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 27. April 2018

Die Frage wurde nach Rücksprache mit dem Fragesteller bis Mai 2018 zurückgestellt.

Kleine Anfrage Nr. 12
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 27. April 2018

Fragesteller/in: Hans-Werner Seitz
Fraktion / Partei: Bündnis90/Die Grünen
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Frage:
Welche Gründe haben den Magistrat bewegt, den Nutzungsvertrag mit der Gruppe "Wagen-
platz Gleis X" unvermittelt zum 30. Juni 2018 zu kündigen, und damit das Projekt in seinem Be-
stand zu gefährden?

Stellungnahme/Antwort durch: FD 62 - Gebäudewirtschaft und Grundstücksverkehr
Dezernent/Dezernentin: Bürgermeister Wieland Stötzel

Stellungnahme/Antwort:

Das Grundstück, welches von dem Verein Gleis X genutzt wird, befindet sich in der Alten Kas-
seler Str. hinter der Hausnummer 25. Bei dem Gelände handelt es sich um ein ehemaliges 
Bahngelände, welches die Stadt Marburg vor mehreren Jahren von der Aurelis Real Estate 
GmbH erworben hat. Der Zweck war, im Bedarfsfalle die Fläche als bewirtschaftbare P+R- Flä-
che herzurichten und nutzen zu können. Planungsrechtlich liegt die Fläche in einem ausgewie-
senen Gewerbegebiet. 

Die Nutzung durch den Verein Gleis X war nur als Zwischennutzung gedacht und vertraglich 
auch so vereinbart. Da diese sogenannte Zwischennutzung nun schon fast 5 Jahre andauert, 
wurde der Vertrag zum 30.06.2018 gekündigt, um der Verfestigung als dauerhafte Lösung ent-
gegenzuwirken und losgelöst von der vorhandenen Zwischennutzung über eine nachhaltige 
Nutzung der Fläche entscheiden zu können.  Es ist noch zu erwähnen, dass sich auf dem Platz 
keine Ver- und Entsorgungsleitungen befinden.

Stötzel
Bürgermeister

Stadtverordnetenvorsteherin Wölk erklärt damit die Fragestunde für beendet. Die Antworten auf 
die Fragen Nr. 13 bis 30 werden nach Beendigung der Fragestunde an die Fragesteller/innen 
verteilt. Die Antworten sind dem Protokoll als Anlage beigefügt.

zu 4 Bericht des Ausländerbeirates

Die Stadtverordnetenvorsteherin erteilt den Mitgliedern des Ausländerbeirates das Wort. Diese 
berichten in Person der Vorsitzenden Goarik Gareyan-Petrosyan sowie der Beiratsmitglieder 
Fadi Einuz, Zori Erdinc, Aladin Atalla, Shérif Korodowou, Xiaotian Tang und Marico Engel mit 
Hilfe einer PowerPoint-Präsentation über die Aktivitäten des Beirates im zurückliegenden Zeit-
raum. Besonders hingewiesen wird auf das 25-jährige Bestehen des Ausländerbeirates in die-
sem Jahr.

Die Vorsitzende bedankt sich im Namen der Beiratsmitglieder sowohl beim Magistrat als auch 
der Stadtverordnetenversammlung für die gute Zusammenarbeit und die Unterstützung im ver-
gangenen Jahr.

Stadtverordnetenvorsteherin Wölk dankt ihrerseits den Mitgliedern des Beirates für ihre Arbeit 
und den Bericht.

Die PowerPoint-Präsentation ist dem Protokoll als Anlage beigefügt.
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zu 5 Marburger Ortsrecht - Änderung der Geschäftsordnung für die Stadtverordne-
tenversammlung der Universitätsstadt Marburg
Vorlage: VO/6103/2018

Für den Haupt- und Finanzausschuss berichtet der Vorsitzende, Stadtverordneter Pfalz. Der 
Ausschuss empfiehlt mehrheitlich der Vorlage zuzustimmen. Aussprache wurde angemeldet.

Mit Beginn der Aussprache um 18:05 Uhr übernimmt der stellvertretende Stadtverordnetenvor-
steher Heck die Sitzungsleitung.

An der Aussprache beteiligen sich die Stadtverordneten Rink, Bastian, Suntheim-Pichler, Pfalz, 
Dr. Neuwohner, Bokelmann, Rink, Schalauske, Seitz und Pfalz. Nach Beendigung der Ausspra-
che lässt die Stadtverordnetenvorsteherin über die Vorlage abstimmen.

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt:

Die in der vorliegenden Synopse in der Spalte „Entwurf Neufassung“ hervorgehobenen 
Änderungen werden in die Geschäftsordnung für die Stadtverordnetenversammlung der 
Universitätsstadt Marburg übernommen.

Abstimmungsergebnis:
Ja: SPD, CDU, BfM, FDP
Nein B90/Die Grünen, Marburger Linke, MBL
Enthaltung: Piratenpartei

zu 8 Wohnbaugebiete im Marburger Westen - Standortanalyse Oberer Rotenberg/ 
Höhenweg und Stadtwald/Hasenkopf
Vorlage: VO/6171/2018

Mit Aufruf des Tagesordnungspunktes um 19:05 Uhr übernimmt Stadtverordnetenvorsteherin 
Wölk wieder die Sitzungsleitung. Dieser wird gemeinsam mit Tagesordnungspunkt 13.4 aufge-
rufen.

Die Stadtverordnetenvorsteherin verließt den Bericht des Ausschusses für Umwelt, Energie und 
Verkehr. Dieser empfiehlt einstimmig die Zustimmung zu der Vorlage. Sie verließt weiterhin den 
Bericht des Bau- und Planungsausschuss, Liegenschaften. Dieser empfiehlt mehrheitlich der 
Vorlage zuzustimmen. Für den Haupt- und Finanzausschuss berichtet abschließend der Vorsit-
zende, Stadtverordneter Pfalz. Auch der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt mehrheitlich 
der Vorlage zuzustimmen. Aussprache wurde angemeldet.

An der Aussprache beteiligen sich die Stadtverordneten Bastian, Nezi, Pfalz, Sell, Bauder-Wöhr 
und Bokelmann sowie Oberbürgermeister Dr. Spies.

Im Anschluss lässt Stadtverordnetenvorsteherin Wölk über die Vorlage abstimmen.

Die Stadtverordnetenversammlung fasst folgende Beschlüsse:

1. Die vorliegende Studie zu den potenziellen Wohnstandorten Oberer Rotenberg / Hö-
henweg und Stadtwald / Hasenkopf wird zur Kenntnis genommen.

2. Auf Basis dieser Studie wird die Durchführung eines öffentlichen Beteiligungsverfah-
rens beschlossen, mit dem Ziel, einen geeigneten Standort für die Realisierung eines 
neuen Wohnquartiers mit hohem Anteil an gefördertem Wohnungsbau zu finden.

Abstimmungsergebnis:
Ja: SPD, CDU, B90/Die Grünen, Marburger Linke, FDP, BfM, Piratenpartei
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Nein MBL
Enthaltung: keine

zu 13.4 Antrag der Fraktion Marburger Linke betr.: Eine mögliche Bebauung am Ha-
senkopf und/oder am Oberen Rotenberg nur als sozial gemischte Wohnquar-
tiere realisieren
Vorlage: VO/6144/2018

Die Vorlage wird gemeinsam mit den Tagesordnungspunkten 8 zur Beratung aufgerufen.

Den Bericht des Bau- und Planungsausschusses, Liegenschaften verließt die Stadtverordne-
tenvorsteherin. Der Ausschuss empfiehlt mehrheitlich die Annahme des Antrages. Für den 
Haupt- und Finanzausschuss berichtet der Vorsitzende, Stadtverordneter Pfalz. Der Ausschuss 
empfiehlt ebenfalls mehrheitlich dem Antrag zuzustimmen.

Zur Protokollierung der Aussprache siehe Tagesordnungspunkt 8.

Nach Beendigung der Aussprache fasst die Stadtverordnetenversammlung folgenden Be-
schluss:

Die Stadtverordnetenversammlung fordert den Magistrat auf, bei den Konzeptionen und 
Planungen für eine mögliche Bebauung am Hasenkopf und/oder am Oberen Rotenberg 
von Beginn an dafür Sorge zu tragen, dass einerseits in diesen Bereichen genügend be-
zahlbare Wohnungen geschaffen werden, andererseits diese Bereiche nur als sozial ge-
mischte Wohnquartiere entwickelt werden.

Abstimmungsergebnis:
Ja: SPD, CDU, B90/Die Grünen, Marburger Linke, BfM, Piratenpartei
Nein keine
Enthaltung: FDP/MBL

zu 13.8 Antrag der FDP/MBL-Fraktion betr. Straßenbahnstopp
Vorlage: VO/6178/2018

Für den Ausschuss für Umwelt, Energie und Verkehr berichtet der Vorsitzende, Stadtverordne-
ter Dr. McGovern. Der Ausschuss empfiehlt mehrheitlich die Ablehnung des Antrages. Ausspra-
che wurde angemeldet.

Im Rahmen der Aussprache sprechen die Stadtverordneten Freitag, Schmidt, Büchner, Pfalz, 
Schalauske und Oberbürgermeister Dr. Spies. Anschließend lässt die Stadtverordnetenver-
sammlung über den Antrag abstimmen.

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt:

Der Antrag wird abgelehnt.

Abstimmungsergebnis:
Ja: FDP/MBL
Nein: SPD, CDU, B90/Die Grünen, Marburger Linke, BfM
Enthaltung: Piratenpartei
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zu 13.11 Antrag der Fraktion Marburger Linke betr. Information zur Datenweitergabe an 
Bundeswehr
Vorlage: VO/6198/2018

Für den Haupt- und Finanzausschuss berichtet der Vorsitzende, Stadtverordneter Pfalz. Der 
Ausschuss empfiehlt mehrheitlich den Antrag abzulehnen. Aussprache wurde angemeldet.

Im Rahmen der Aussprache sprechen die Stadtverordneten Schwarz, Seipp, Seitz, Dehmel und 
Bürgermeister Stötzel.

Nach Beendigung der Aussprache lässt die Stadtverordnetenvorsteherin über den Antrag ab-
stimmen.

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt:

Der Antrag wird abgelehnt.

Abstimmungsergebnis:
Ja: B90/Die Grünen, Marburger Linke, Piratenpartei
Nein: SPD, CDU, FDP/MBL, BfM
Enthaltung: keine

zu 6 Marburger Ortsrecht - Neufassung der Satzung für das Stadtarchiv (Archivsat-
zung)
Vorlage: VO/6181/2018

Für den Haupt- und Finanzausschuss berichtet der Vorsitzende, Stadtverordneter Pfalz. Der 
Ausschuss empfiehlt einstimmig der Vorlage zuzustimmen.

Die Stadtverordnetenversammlung schließt sich der Ausschussempfehlung an und fasst folgen-
den Beschluss:

Die Vorliegende Satzung der Universitätsstadt Marburg über die Aufgaben und die Be-
nutzung des Stadtarchivs (Archivsatzung) wird beschlossen.

Abstimmungsergebnis:
Ja: SPD, CDU, B90/Die Grünen, Marburger Linke, FDP/MBL, BfM
Nein: keine
Enthaltung: Piratenpartei

zu 7 Straßenbenennung - Benennung einer Straße im Stadtteil Hermershausen
Vorlage: VO/6168/2018

Für den Haupt- und Finanzausschuss berichtet der Vorsitzende, Stadtverordneter Pfalz. Der 
Ausschuss empfiehlt einstimmig der Vorlage zuzustimmen.

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt:

Die im vorliegenden Plan gekennzeichnete Straße im Stadtteil Hermershausen wird in 
„Lichtweg“ benannt.

Der Plan ist Bestandteil des Beschlusses.
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Abstimmungsergebnis:
einstimmig

zu 9 Wirtschaftsplan 2018 für den DBM
Vorlage: VO/6167/2018

Für den Haupt- und Finanzausschuss berichtet der Vorsitzende, Stadtverordneter Pfalz. Der 
Ausschuss empfiehlt einstimmig der Vorlage zuzustimmen.

Die Stadtverordnetenversammlung folgt der Empfehlung und fasst folgenden Beschluss:

Dem vorgelegten Wirtschaftsplan des DBM für das Geschäftsjahr 2018 wird zugestimmt.

Abstimmungsergebnis:
Ja: SPD, CDU, FDP/MBL, BfM
Nein: keine
Enthaltung: B90/Die Grünen, Marburger Linke, Piratenpartei

zu 10 Beteiligung der Stadtwerke Marburg GmbH am Windpark Hassenhausen
Vorlage: VO/6182/2018

Für den Haupt- und Finanzausschuss berichtet der Vorsitzende, Stadtverordneter Pfalz. Der 
Ausschuss empfiehlt einstimmig der Vorlage zuzustimmen.

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt:

Dem Erwerb eines Anteils von bis zu 20 % am Windpark Hassenhausen durch die Stadt-
werke Marburg GmbH über eine Beteiligungsgesellschaft wird zugestimmt. 

Abstimmungsergebnis:
einstimmig

zu 10.1 Städtebauförderungsprogramm "Aktive Kernbereiche"
- Beschluss zur Bewerbung um Teilnahme an dem Programm 
- Beschluss/Nachweis einer Steuerungsstruktur (Kernbereichsmanagement)
- Beschluss/Nachweis lokaler Partnerschaften
Vorlage: VO/6218/2018

Die Vorlage ist im Haupt- und Finanzausschuss vorberaten worden. Es berichtet der Vorsitzen-
de, Stadtverordneter Pfalz. Der Ausschuss empfiehlt der Vorlage einstimmig die Zustimmung.

Die Stadtverordnetenversammlung folgt der Ausschussempfehlung und fasst folgende Be-
schlüsse:

1. Die Universitätsstadt Marburg bewirbt sich mit der "nordwestlichen Oberstadt" (ehe-
malige Sanierungsgebiet) um Teilnahme an dem Programm "Aktive Kernbereiche".

2. Die Steuerungsgruppe unter Federführung des Fachdienst 15 setzt sich aus den Ver-
treterinnen und Vertretern "Lokaler Partnerschaften" (Stadtmarketing, Oberstadtge-
meinde, Werbekreis Oberstadt, Bürgerinitiative "Lebenswerte Oberstadt", Ortsbeirat, 
Kirchenvertreterinnen und Vertretern; zu diesem Zeitpunkt noch ohne Anspruch auf 
Vollständigkeit) und - themenbezogen - Fachleuten unterschiedlicher Fachdienste zu-
sammen.
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3. Die Kooperation des Magistrats mit den "Lokalen Partnerschaften" im Zuge der Kon-
zeptionierung und der Umsetzung ist ausdrücklicher Wunsch und gleichzeitig Voraus-
setzung für die Bewerbung.

Abstimmungsergebnis:
einstimmig

zu 11 Dringlichkeitsanträge

zu 11.1 Dringlichkeitsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die GRÜNEN betr.: Hessisches 
Ausführungsgesetz zum Bundesteilhabegesetz
Vorlage: VO/6219/2018

Die Stadtverordnete Dr. Perabo begründet unter TOP 1 im Rahmen der Feststellung der Tages-
ordnung die Dringlichkeit des Antrage, gegen die Dringlichkeit spricht der Stadtverordnete Se-
verin.

Stadtverordnetenvorsteherin Wölk lässt anschließend über die Dringlichkeit des Antrages ab-
stimmen. Für die Dringlichkeit stimmt lediglich die Fraktion B90/Die Grünen. Damit ist das nach 
§ 58 Abs. 2 HGO für die Aufnahme auf die Tagesordnung der heutigen Sitzung erforderliche 
Quorum von 2/3 der gesetzlichen Zahl der Gemeindevertreter nicht erreicht.

Der Antrag wird nicht auf die Tagesordnung der heutigen Sitzung genommen.

Der Stadtverordnete Seitz gibt den Antrag daraufhin in das Verfahren.

zu 12 Anträge des Kinder- und Jugendparlaments

zu 12.1 Antrag des Kinder- und Jugendparlaments betr. Feuerwehrauto für den Pira-
tenspielplatz "Weißer Stein"
Vorlage: VO/6054/2018

Für den Bau- und Planungsausschuss berichtet die stellvertretende Vorsitzende, Stadtverord-
nete Bauder-Wöhr. Der Ausschuss empfiehlt einstimmig dem Antrag zuzustimmen.

Die Stadtverordnetenversammlung fasst folgenden Beschluss:

Der Magistrat wird gebeten, ein Spielgerät in Form eines Feuerwehrautos für den Pira-
tenspielplatz „Weißer Stein“ in Wehrda errichten zu lassen.

Abstimmungsergebnis:
einstimmig

zu 13 Anträge der Fraktionen
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zu 13.1 Antrag der Fraktion Marburger Linke betr.: Städtische Mitwirkung im Steuer-
ermittlungsverfahren durch kommunale Betriebsprüfer
Vorlage: VO/5256/2016

Der Antrag wurde im Haupt- und Finanzausschuss durch die antragstellende Fraktion bis zur 
Juni-Sitzung zurückgestellt.

zu 13.2 Antrag der Fraktion Marburger Linke betr. Verbesserung der Situation auf den 
Lahnterassen
Vorlage: VO/5871/2017

Für den Ausschuss für Soziales, Jugend und Gleichstellung berichtet der stellvertretende Vor-
sitzende, Stadtverordneter Dr. Uchtmann. Der Antrag wurde im Ausschuss umfangreich geän-
dert. Der geänderten Fassung, die allen Stadtverordneten vorliegt, sind die Fraktionen von SPD, 
CDU und FDP/MBL beigetreten. 
Der Ausschuss empfiehlt einstimmig die Annahme des Antrages in der geänderten Fassung.

Für den Haupt- und Finanzausschuss berichtet der Vorsitzende, Stadtverordneter Pfalz. Dort 
wurde die im Ausschuss für Soziales, Jugend und Gleichstellung geänderte Fassung des An-
trages vorberaten. Beantragt wurde, den Begriff Lahnterrassen in Mensaterrassen zu ändern. 
Mit dieser Änderung empfiehlt der Ausschuss dem Antrag einstimmig die Zustimmung.

Die Stadtverordnetenvorsteherin ruft den Antrag in der vom Haupt- und Finanzausschuss zur 
Zustimmung empfohlenen Fassung zur Abstimmung auf.

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt:

Der Magistrat soll Gespräche mit den Einrichtungen und Geschäften im Bereich Marburg 
Mitte (insbesondere dem AstA, dem Studentenwerk, den Geschäften in den beiden Erlen-
ringzentren) mit dem Ziel führen, dass diese durch Selbstverpflichtung zur Sicherheit und 
Befriedung in diesem Bereich beitragen.

Die Infrastruktur im Bereich der Lahnwiesen soll weiter verbessert werden. Zur Vermei-
dung von Vermüllung sollen zusätzliche Abfall- und Glascontainer, sowie Behälter zur 
Entsorgung von Grillabfällen aufgestellt werden.

Im Bereich der Lahnwiesen sollen außerdem Tafeln angebracht werden, die auf Regeln 
für die Nutzung des Geländes hinweisen.

Der Magistrat wird beauftragt, die vorgeschlagenen Maßnahmen auf ihre Wirkung hin zu 
beobachten. Darüber hinaus informiert er über die Situation an den Mensterrassen und 
die sich dort aufhaltenden Gruppen. Er wird Kontakt zur Universität aufnehmen, um Un-
tersuchungen zum Thema kennen zu lernen und initiieren.

Abstimmungsergebnis:
Ja: SPD, CDU, Marburger Linke, FDP/MBL, BfM, Piratenpartei
Nein: keine
Enthaltung: B90/Die Grünen

zu 13.3 Antrag der Fraktion Marburger Linke betr.: Keine weiteren Abschiebungen 
nach Afghanistan und Pakistan
Vorlage: VO/6018/2017

Für den Ausschuss für Soziales, Jugend und Gleichstellung berichtet der stellvertretende Vor-
sitzende, Stadtverordneter Dr. Uchtmann. Im Ausschuss wurde Ziffer 2 des Antrages geändert, 
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außerdem wurde getrennte Abstimmung beantragt.
Ziffer 1 des Antrages empfiehlt der Ausschuss mehrheitlich die Zustimmung. Ziffer 2 empfiehlt 
der Ausschuss in der geänderten Fassung mehrheitlich die Zustimmung, Ziffer 3 des Antrages 
mehrheitlich die Ablehnung.

Der Antrag wurde in der unter Ziffer 2 geänderten Fassung ebenfalls im Haupt- und Finanzaus-
schuss vorberaten. Auch dort wurden die Ziffern 1 bis 3 getrennt abgestimmt. Ziffer 1 empfiehlt 
der Ausschuss mehrheitlich die Zustimmung, Ziffer 2 in der geänderten Fassung ebenfalls mehr-
heitlich die Zustimmung und Ziffer 3 mehrheitlich die Ablehnung.

Stadtverordnetenvorsteherin Wölk ruft den Antrag ebenfalls getrennt zur Abstimmung auf mit 
folgenden Ergebnissen:

Ziffer 1:

Die Marburger Stadtverordnetenversammlung spricht sich dafür aus, keine weiteren Ab-
schiebungen nach Afghanistan und Pakistan durchzuführen. Es ist grausam, Menschen, 
die vor Krieg und Elend geflüchtet sind und sich hier ein neues Leben und einen neuen 
Beruf aufbauen, wieder in eine existenzbedrohende Situation zurück zu schicken.

Abstimmungsergebnis:
Ja: SPD, B90/Die Grünen, Marburger Linke, Piratenpartei
Nein: CDU, BfM
Enthaltung: FDP/MBL

Ziffer 1 des Antrages ist damit angenommen.

Ziffer 2 in der ursprünglichen Fassung:

Die Stadtverordnetenversammlung fordert den Magistrat auf, seine Handlungsspielräu-
me zu nutzen, um Abschiebungen zu verhindern. 

Abstimmungsergebnis:
Ja: SPD, Marburger Linke, Piratenpartei
Nein: CDU, FDP/MBL, BfM
Enthaltung: B90/Die Grünen

Ziffer 2 des Antrages in der ursprünglichen Fassung ist damit angenommen.

Ziffer 2 in der geänderten Fassung:

Die Stadtverordnetenversammlung fordert den Magistrat auf, auf das Land einzuwirken, die 
Handlungsspielräume nach § 25 Aufenthaltsgesetz weit zu fassen, um Abschiebungen auch 
nach Afghanistan und Pakistan zu verhindern.

Abstimmungsergebnis:
Ja: B90/Die Grünen
Nein: SPD, CDU, FDP/MBL, BfM
Enthaltung: keine

Die Fraktion Marburger Linke und die Piratenpartei nehmen nicht an der Abstimmung teil.

Ziffer 2 des Antrages in der geänderten Fassung ist damit abgelehnt.

Ziffer 3:
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Die Stadtverordnetenversammlung kritisiert insbesondere die Praxis, dass Termine in der Aus-
länderbehörde dazu genutzt werden, Menschen direkt abzuschieben.

Abstimmungsergebnis:
Ja: B90/Die Grünen, Marburger Linke, Piratenpartei
Nein: SPD, CDU, BfM
Enthaltung: FDP/MBL

Ziffer 3 des Antrages ist damit abgelehnt.

zu 13.5 Antrag der FDP/MBL-Fraktion betr. Zusammenlegung von Bewohnerparkplät-
zen und Parkscheinautomatenplätzen - Vereinheitlichung der Parkplatzsitua-
tion
Vorlage: VO/6157/2018

Für den Ausschuss für Umwelt, Energie und Verkehr berichtet der Vorsitzende, Stadtverordne-
ter Dr. McGovern. Der Ausschuss empfiehlt mehrheitlich die Ablehnung des Antrages.

Die Stadtverordnetenversammlung folgt der Ausschussempfehlung und beschließt:

Der Antrag wird abgelehnt.

Abstimmungsergebnis:
Ja: FDP/MBL
Nein: SPD, CDU, B90/Die Grünen, Marburger Linke, BfM, Piratenpartei
Enthaltung: keine

zu 13.6 Antrag der Fraktion Marburger Linke betr.: Positive Nutzung der Sperrung der 
Weidenhäuser Brücke
Vorlage: VO/6159/2018

Der Antrag wurde im Ausschuss für Umwelt, Energie und Verkehr durch die antragstellende 
Fraktion zurückgestellt.

zu 13.7 Antrag der Fraktion B90/Die Grünen betr. Fußgängerzone in der Oberstadt au-
tofrei machen – Poller an den Zufahrten installieren
Vorlage: VO/6160/2018

Der Antrag wurde im Ausschuss für Umwelt, Energie und Verkehr zur Stellungnahme an den 
Ortsbeirat Altstadt verwiesen.

zu 13.9 Antrag der Fraktion Marburger Linke betr. Grüner Wehr Marburg
Vorlage: VO/6195/2018

Der Magistrat hat die Gutachten zum Grüner Wehr mittlerweile veröffentlicht. Die Stadtverord-
nete Bauder-Wöhr zieht den Antrag deshalb zurück.
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zu 13.10 Antrag der Fraktion Marburger Linke betr. Installation von Fahrrad-Luftpum-
pen an zentralen Plätzen
Vorlage: VO/6197/2018

Für den Ausschuss für Umwelt, Energie und Verkehr berichtet der Vorsitzende, Stadtverordne-
ter Dr. McGovern. Der Antrag wurde im Ausschuss geändert, der geänderten Fassung emp-
fiehlt der Ausschuss einstimmig die Annahme.

Die Stadtverordnetenvorsteherin lässt über die geänderte Fassung des Antrages abstimmen.

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt:

Der Magistrat wird beauftragt, eine öffentlich zugängliche, fest installierte Fahrrad-Luft-
pumpe an der Mensa in diesem Sommer zu errichten.

Abstimmungsergebnis:
einstimmig

zu 14 Kenntnisnahmen

zu 14.1 Vollzug des Haushaltsplans 2018
hier: Monatsbericht und Budgetbericht
Vorlage: VO/6196/2018

Die Stadtverordnetenversammlung nimmt die vorliegende Zusammenstellung von Eckwerten 
über den Vollzug des Haushaltsplans 2018 sowie der Zusammenstellung der den Dezernaten 
zugeordneten Budgets zum 31.03.2018 Kenntnis zu nehmen.

zu 15 Verschiedenes

Es liegen keine Wortmeldungen vor.

Damit ist die Tagesordnung der heutigen Sitzung abgearbeitet. Stadtverordnetenvorsteherin 
Wölk dankt allen Anwesenden und schließt die Sitzung der Stadtverordnetenversammlung um 
21.12 Uhr.

Marburg, 02.05.2018

Marianne Wölk
Stadtverordnetenvorsteherin

Matthias Simon
Vorsitzender der SPD-Fraktion

Roger Pfalz
Vorsitzender der CDU-Fraktion

Lothar Sprenger
Protokoll
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Anlagen:
Antworten auf die Kleinen Anfragen Nr. 13 bis 30
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Kleine Anfrage Nr. 13
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 27. April 2018

Fragesteller/in: Ulrich Severin
Fraktion / Partei: SPD

Frage:
Welche Schäden wurden am Grüner Wehr festgestellt und in welchem Umfang muss das Wehr 
wie dringend repariert bzw. saniert werden?

Stellungnahme/Antwort durch: FD 66 - Tiefbau
Dezernent/Dezernentin: Bürgermeister Wieland Stötzel

Stellungnahme/Antwort:
Im Gutachten vom Regierungsbaumeister Dr. Ing. Müller aus1965 wurden folgende erhebliche 
Mängel am Wehrkörper festgestellt: 

- Senkungen des Wehrrückens bis zu 24 cm in Wehrmitte, ausgelöst durch Belastung und 
  Ausspülungen, 
- starke Schädigungen am Wehrfuß fast auf der gesamten Länge durch die damals fehlende 
  Befestigung des Wehrfußes (s.u), 
- starke Ausbuchtung des Wehrrückens der Wehrverbreiterung zum Unterwasser hin, 
- der Wehrkörper war an einigen Stellen bereits stark wasserdurchlässig, 

Die Schlussfolgerung des Gutachters war der sofortige Handlungsbedarf zur vollständigen Er-
neuerung oder aber der Neubau eines Wehres ca. 20 m unterhalb der bestehenden An-lage. 
Es wurde besonders darauf hingewiesen, den Lahnstau mit Rücksicht auf die Stand-sicherheit 
der Randbebauung des westlichen Lahnufers (Am Grün) aufrecht zu erhalten. 

Nachfolgend wurden im Mai 1967 durch die Firma Ribbert Tauchuntersuchungen  am Wehr-
körper durchgeführt und dabei folgende Schäden ermittelt:

- Erosionen und Auskolkungen am Wehrfuss im rechten und linken Drittel, 
- Erosionen, sowie ein horizontaler Riss auf dem oberwasserseitigen Wehrrücken im 
  linken Bereich,
- lockeres Gestein auf dem rechten Wehrrücken an der Ölmühle, 
- durch Ausspülungen freiliegende Holzpfähle. 

Der Sanierungsvorschlag der Firma Ribbert sieht eine Injektionsverfestigung des Wehr-kör-
pers und der darunter anstehenden Bodenschichten, sowie eine abschnittsweise 
Erneuerung des Wehrrückens vor. 

Im Gutachten des Erdbaulaboratoriums Dr.Tropp, Dipl.-Ing. Neff vom 30.04.1971 
wurde die Notwendigkeit der Wehrerhaltung unter Berücksichtigung der Baugrundver-hältnis-
se nochmals bewertet. Grundlage bilden die Kernbohrungen der Wehrkrone von 
1965 sowie die Bodenaufschlüsse aus dem Jahr 1967.
Es wurde festgestellt, dass die Beseitigung der Wehranlage „Grüner Wehr“ eine Absenkung 
des Grundwasserspiegels im Uferbereich von bis zu 2,00 m zur Folge haben würde. Die Aus-
wirkungen diese Absenkung können sich bis in Entfernungen von 50 m bis 100 m er-strecken. 
Bodenschichten, die normalerweise im Grundwasser liegen, würden so durch den verringerten 
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Auftrieb höher belastet, so dass mit Gebäudeschäden zu rechnen ist und die Standsicherheit 
der Bebauung insbesondere am Westufer (Am Grün) nicht mehr gewähr-leistet werden kann. 
Eine Gefährdung besteht auch für die aus Holzpfählen bestehende Gründung der Weidenhäu-
ser Brücke. Sinkt der Grundwasserspiegel unter die Pfahlköpfe
ab, so ist ein schneller Verfall des Holzes vorprogrammiert. 
Fazit des Gutachtens Tropp/Neff ist die unbedingte Aufrechterhaltung des Lahnstaus am Grü-
nen Wehr und die dringliche Empfehlung zur Sanierung der Wehranlage. Als minimale Maß-
nahme wird die Einrichtung eines Sturzbettes am Wehrfuß aus schweren Wasserbau-steinen 
in etwa 6 m Breite mit abschließender Spundwand vorgesehen. 
Im Jahr 1973 erfolgte schließlich eine Teilumsetzung der Empfehlung des Gutachtens 
Tropp/Neff. Am Wehrfuß wurde durch die Firma Fritz Herzog AG eine Steinschüttung mit Was-
serbausteinen aus Grauwacke mit Kantenlängen von 0,60 m bis 1,00 m hergestellt.

Im Juni 1984 wurde dann auch die Situation der Stützmauern beiderseits des Wehres in ei-
nem Gutachten von Dr. Ing Thomas Müller bewertet. Als Mängel werden dort ausge-wasche-
ne Fugen und starke Verschiebungen der Sandsteinquader beschrieben.

Beschädigungen, ausgelöst durch das Hochwasser Anfang 1995, wurden im August 1995 
durch die Firma Fritz Herzog AG beseitigt. Wasserbausteine wurden im mittleren Teil des 
Wehrrückens, auf einer Länge von ca. 10,0 m gereinigt und neu gesetzt. Das Deckwerk 
wurde neu, auf Betonuntergrund, gepflastert. Zur Abstützung der Deckwerksteine wurde unter-
wasserseitig am Wehrfuss ein Stahlbetonbalken auf der gesamten Schadenslänge 
in das Flussbett eingebracht. 

Im Jahr 2008 erfolgte eine äußere Zustandserfassung durch das Büro Prof. Hartung und Part-
ner GmbH. Von zerstörungsfreien Prüfungen konnte dabei abgesehen werden, da die vorhan-
denen Bauwerksschäden bereits deutlich erkennbar waren. Zum Zeitpunkt des ersten Besich-
tigungstermins herrschte ein sehr niedriger Wasserstand. Dadurch war das Deckwerk auf der 
Wehrkrone gut sichtbar. Es zeigten sich tief ausgespülte Fugen zwischen den oberwassersei-
tigen Deckwerkssteinen und denen der Kronenausrundung. Es hatten sich Vertiefungen aus-
gebildet, in der das Wasser verblieb und in den Wehrkörper eindrang. 
Die Deckwerkssteine des Wehrrückens im Oberwasser waren verschoben und gegenseitig 
verdreht. Eine gleichmäßige Höhenlage war nicht mehr gegeben. Die Überströmung der 
Wehrkrone war unregelmäßig und fransig. Ebenso unregelmäßig war der Höhenverlauf der 
Wehrkrone, bedingt durch Setzungen des Wehrkörpers.
Im linken Kronenbereich gab es einen Abschnitt in dem die Setzungen weniger stark waren. 
Hier waren die ausgewaschenen Fugen besonders deutlich erkennbar. Durch die höhere Kro-
ne, kam es dort zu einem vollständigen Strömungsabriss. Die Deckwerkssteine lagen frei. 
In Längsrichtung verlief die Wehrkrone ebenfalls ungleichmäßig geschwungen. Der Wehr-kör-
per wies Ausbuchtungen zum Unterwasser hin auf, d.h. dass offensichtlich Verschiebungen 
des Bauwerks aufgrund der Wasserbelastung erfolgt waren.

Wieland Stötzel
Bürgermeister
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Kleine Anfrage Nr. 14
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 27. April 2018

Fragesteller/in: Erika Lotz-Halilovic
Fraktion / Partei: SPD

Frage:
Kann der Magistrat Auskunft darüber erteilen, wie sich die Altersstruktur der Bewohnerinnen 
und Bewohner am Richtsberg mittlerweile zusammensetzt? Sind die neuen Wohnungen von 
Alleinstehenden sowie Menschen mit Beeinträchtigungen aus dem Stadtteil bezogen worden 
und wurden dadurch große Wohnungen für junge Familien frei und entsprechend belegt? 

Stellungnahme/Antwort durch: FD 15 - Referat für Stadt-, Regional- und Wirtschaftsent-
wicklung

Dezernent/Dezernentin: Oberbürgermeister Dr. Thomas Spies

Stellungnahme/Antwort:
Die Einwohnerzahl am Richtsberg hat sich in den letzten drei Jahren wie folgt entwickelt:

Altersgruppe
Unterer 

Richtsberg
Oberer 

Richtsberg Gesamt Veränderung 

 2015 2016 2017 2015 2016 2017 2015 2016 2017 2015-2017
0-5 130 137 165 399 437 451 529 574 616 16%
6-9 87 95 86 266 284 303 353 379 389 10%
10-14 95 107 112 338 351 364 433 458 476 10%
15-19 129 146 148 338 335 355 467 481 503 8%
20-24 318 318 346 434 420 428 752 738 774 3%
25-29 225 213 207 478 479 465 703 692 672 -4%
30-34 158 175 174 389 396 398 547 571 572 5%
35-39 121 123 145 321 328 345 442 451 490 11%
40-44 294 128 112 294 314 346 588 442 458 -22%
45-49 129 103 116 332 312 323 461 415 439 -5%
50-54 139 121 119 390 379 365 529 500 484 -9%
55-59 135 149 150 392 403 408 527 552 558 6%
60-64 85 96 123 344 356 329 429 452 452 5%
65-69 90 86 93 247 273 287 337 359 380 13%
70-74 62 58 69 194 173 172 256 231 241 -6%
75-79 75 68 66 257 240 228 332 308 294 -11%
80-84 49 49 45 144 159 162 193 208 207 7%
85-89 20 24 30 101 93 96 121 117 126 4%
90-110 10 10 8 54 59 47 64 69 55 -14%
Jahressum-
men 2351 2206 2314 5712 5791 5872 8063 7997 8186 2%

Aussagen zu den Umbelegungen können derzeit nur zum Unteren Richtsberg vorgenommen 
werden: 13 ältere und gesundheitlich eingeschränkte Personen haben die Möglichkeit genutzt, 
von dem GWH-Altbestandswohnungen in die neuen und barrierefreien Wohnungen zu ziehen. 
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Die dadurch frei gewordenen Wohnungen im Altbestand wurden zu einem guten Teil an Fami-
lien mit Kindern und an Alleinerziehende vermietet. Nähere Angaben sind aus Datenschutz-
gründen nicht möglich.

Dr. Thomas Spies
Oberbürgermeister
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Kleine Anfrage Nr. 15
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 27. April 2018

Fragesteller/in: Henning Köster-Sollwedel
Fraktion / Partei: Marburger Linke

Frage:
Erhalten auch Altkunden die 100 Euro-Reduktion wg. Brückensperrung auf die übertragbare 
9h Jahreskarte und warum wird diese übertragbare Karte auf der Homepage der Stadtwerke 
nicht beworben?

Stellungnahme/Antwort durch: Stadtwerke Marburg
Dezernent/Dezernentin: Oberbürgermeister Dr. Thomas Spies

Stellungnahme/Antwort:
Alle Jahreskartenprodukte werden natürlich auf der Homepage der Stadtwerke Marburg (Stadt-
verkehr => Fahrkarten und Tarife => Jahreskarten) beworben.

Anlass für die Werbeaktion „Neukundenakquise Jahreskarten“ ist die Sperrung der Weidenhäu-
ser Brücke und damit ein Teil der Verkehrsvermeidungsstrategie. Neukunden erhalten einen 
marburgGUTSCHEIN in Höhe von 100 Euro für den Kauf einer Jahreskarte, 9 Uhr-Jahreskarte 
oder auch 65 plus-Jahreskarte. 

Adressiert ist die Aktion ausschließlich an Neukunden mit der Absicht, die Option „ÖPNV“ zu at-
traktivieren. Die aktuell 1.500 Jahreskartenbestandskunden aus dem o.g. Sortiment erhalten 
keine Vergünstigung. 

Dr. Thomas Spies
Oberbürgermeister
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Kleine Anfrage Nr. 16
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 27. April 2018

Fragesteller/in: Henning Köster-Sollwedel
Fraktion / Partei: Marburger Linke

Frage:
Warum sind die FußgängerInnenampeln vor der Mensa zum Erlenring noch immer so geschal-
tet, dass trotz des extrem reduzierten Verkehrs auf der Straße 75 Sekunden gewartet werden 
muss, währenddessen dann mindestens die Hälfte der Wartenden die offensichtlich völlig leere 
Straße bei Rot überquert?

Stellungnahme/Antwort durch: FD 33 - Straßenverkehr
Dezernent/Dezernentin: Oberbürgermeister Dr. Thomas Spies

Stellungnahme/Antwort:
Im Zuge der Sanierung der Weidenhäuser Brücke ist zur Verbesserung der Fußgängerfreund-
lichkeit geplant, die Fußgängerschutzanlage Erlenring/Mensa und die Lichtsignalanlage Erlen-
ring/B3 Abfahrt (von Norden) bis zum Ende des ersten Bauabschnitts in einem für geringe Ver-
kehrsstärken geeigneten Signalprogramm laufen zu lassen. Die Umlaufzeit würde sich von 90 
Sekunden auf 66 Sekunden reduzieren, so dass sich die Wartezeiten für alle Verkehrsarten re-
duzieren.

Die zugesagte Schaltung konnte seitens der Straßenverkehrsbehörde noch nicht vorgenommen 
werden, da die Lichtsignalanlagen am Erlenring mit SiBike, einer satellitengestützten Fahrrad-
beschleunigung, ausgestattet sind, die gemäß Absprache mit der Firma Siemens möglichst zeit-
nah in den öffentlichen Betrieb gehen soll.

Aufgrund dieser einzigartigen Signalstruktur und der sehr komplexen Koordinierung war eine 
Abschätzung, welche Auswirkungen entstehen, wenn ein nur Teil dieser koordinierten Strecke 
in anderen Signalzeitenplänen arbeitet schwierig, so dass hier eine Rücksprache mit dem zu-
ständigen Verkehrsingenieur bei der Firma Siemens erfolgen musste. Da dieser Verkehrsinge-
nieur erst seit kurzem aus seiner Elternzeit zurückgekehrt ist, gestaltete sich die Rücksprache 
zeitlich recht schwierig. Eine Verkehrsgefährdung ist durch die Verzögerung bei der Umschal-
tung nicht entstanden.

Mittlerweile ist aber klar, dass es durch die Vermischung der verschiedenen Umlaufzeiten durch-
aus zu Leistungseinschränkungen für den Fahrverkehr kommen wird. Nichtsdestotrotz werden 
die beiden oben angeführten Lichtsignalanlagen in den nächsten Tagen in das Schwachlast-
programm geschaltet. Eine Umschaltung des gesamten Erlenrings ist aufgrund der dort verlau-
fenden Umleitungsstrecken nicht vorgesehen.

Dr. Thomas Spies
Oberbürgermeister
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Kleine Anfrage Nr. 17
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 27. April 2018

Fragesteller/in: Jan Schalauske
Fraktion / Partei: Marburger Linke

Frage:
Wie viele Abschiebungen und sogenannte freiwillige Ausreisen hat es aus der Universitäts-
stadt Marburg jeweils in den Jahren 2016 und 2017 gegeben? Bitte nach Herkunftsländern 
aufschlüsseln.

Stellungnahme/Antwort durch: FD 31 - Ausländerbehörde
Dezernent/Dezernentin: Oberbürgermeister Dr. Thomas Spies

Stellungnahme/Antwort:
Da die Zuständigkeit für die Rückführungen von abgelehnten Asylbewerberinnen und Asylbe-
werbern ausschließlich bei der Zentralen Ausländerbehörde (ZAB) beim RP Gießen liegt, wur-
den diese Zahlen dort angefragt. Die ZAB verweist allerdings bei solchen Anfragen auf die ört-
lichen Ausländerbehörden.

Die ZAB hat im Jahr 2016 die Abschiebungen von 4 Personen im Dublin-Verfahren in andere 
EU-Staaten veranlasst. Die Stadt Marburg hat keine Person abgeschoben.
In der Zuständigkeit der ZAB haben sich 2016 11 Personen für eine freiwillige Ausreise ent-
schieden. Bei der Stadt Marburg entschied sich eine Person zu einer freiwilligen Ausreise.

Die ZAB hat im Jahr 2017 die Abschiebung von 1 Person nach Montenegro veranlasst. Die 
Stadt Marburg hat keine Person abgeschoben.
In der Zuständigkeit der ZAB haben sich 2017 4 Personen für eine freiwillige Ausreise entschie-
den. Bei der Stadt Marburg entschied sich eine Person zu einer freiwilligen Ausreise.

Die beiden freiwilligen Ausreisen in der Zuständigkeit der Stadt Marburg in den Jahren 2016 
und 2017 erfolgten auf Impuls der Betroffenen, weil sie ihre Studienziele nicht erreicht haben.

Die Herkunftsländer im Einzelnen sind den nachfolgenden Tabellen zu entnehmen.

2016 – Zuständigkeit ZAB

Personenanzahl Herkunftsstaat
Abschiebungen 1 Algerien (Dublin)

1 Uganda (Dublin)
1 Pakistan (Dublin)
1 Afghanistan (Dublin)

Freiwillige Ausreisen 4 Albanien
3 Mazedonien
4 Serbien
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2016 – Zuständigkeit Universitätsstadt Marburg

Personenanzahl Herkunftsstaat
Abschiebungen -

Freiwillige Ausreisen 1 Indien

2017 – Zuständigkeit ZAB

Personenanzahl Herkunftsstaat
Abschiebungen 1 Montenegro

Freiwillige Ausreisen 1 Ukraine
3 Iran

2017 – Zuständigkeit Universitätsstadt Marburg

Personenanzahl Herkunftsstaat
Abschiebungen -

Freiwillige Ausreisen 1 Albanien

Dr. Thomas Spies
Oberbürgermeister
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Kleine Anfrage Nr. 18
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 27. April 2018

Fragesteller/in: Roger Pfalz
Fraktion / Partei: CDU

Frage:
In welchem Umfang beteiligen sich die Universitätsstadt Marburg und der Landkreis Marburg-
Biedenkopf finanziell an der Erhaltung der Botanischen Gärten in Marburg?

Stellungnahme/Antwort durch: FD 15 - Referat für Stadt-, Regional- und Wirtschaftsent-
wicklung

Dezernent/Dezernentin: Oberbürgermeister Dr. Thomas Spies

Stellungnahme/Antwort:
Neuer Botanischer Garten (Lahnberge):
Die Stadt beteiligt sich in 2018 mit 100.000 EUR an der Pflege und Unterhaltung.
Ob und in welcher Höhe der Landkreis sich beteiligt, wird derzeit geklärt.

Alter Botanischer Garten:
Die Universitätsstadt Marburg beteiligt sich hier nicht an der Erhaltung.
Es liegen keine Informationen vor, ob und ggf. wie der Landkreis sich an der Erhaltung betei-
ligt.

Dr. Thomas Spies
Oberbürgermeister
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Kleine Anfrage Nr. 19
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 27. April 2018

Fragesteller/in: Winfried Kissel
Fraktion / Partei: CDU

Frage:
Wann ist mit der Einrichtung/Schaffung eines Behinderten-Parkplatzes auf dem Hof des Gin-
seldorfer Bürgerhauses zu rechnen?

Stellungnahme/Antwort durch: FD 33 - Straßenverkehr
Dezernent/Dezernentin: Oberbürgermeister Dr. Thomas Spies

Stellungnahme/Antwort:
Die Einrichtung/Schaffung des Behinderten-Parkplatzes auf dem Hof des Ginseldorfer Bürger-
hauses ist bis Mitte Mai 2018 vorgesehen.

Dr. Thomas Spies
Oberbürgermeister
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Kleine Anfrage Nr. 20
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 27. April 2018

Fragesteller/in: Dr. Mohammad Malmanesh 
Fraktion / Partei: SPD

Frage:
Der Magistrat wird gebeten eine Antwort darauf zu geben, ob es im Rahmen der Gebüh-renord-
nung der Universitätsstadt Marburg möglich ist, die Gebühren für beglaubigte Ko-pien und Be-
glaubigung von sonstigen Unterlagen für die Studierenden, Schüler und Aus-zubildende kos-
tenlos durchzuführen?
Sollte der Magistrat der Ansicht sein, dass dies aus rechtlichen Gründen nicht möglich ist, mö-
ge der Magistrat erwähnen, ob dies für einen symbolischen Betrag von einem Euro möglich ist. 
Immerhin können solche Kosten bei einer Bewerbung auf einen Studienplatz mit der Notwen-
digkeit der gleichzeitigen Bewerbung bei mehreren Universitäten, bzw. auf mehreren Ausbil-
dungsplätzen in Einzelfällen zwischen 100 bis 200 Euro sein. 
Hierfür sind die Kosten für die Stadt mit Sicherheit nicht gravierend, während diese für die Be-
troffenen entsprechend hoch sein können, wenn ein Student ca. 650,- Euro im Monat zur Ver-
fügung hat. 

Stellungnahme/Antwort durch: FD 34/36 Stadtbüro und Standesamt
Dezernent/Dezernentin: Bürgermeister Wieland Stötzel

Stellungnahme/Antwort:
Die Gebühren für Beglaubigungen sind unter lfd. Nr. 13 der Allgemeinen Verwaltungskosten-
verordnung  (AllgVwKostVO) des Landes Hessen abschließend geregelt.

Kommunen haben in diesen Fällen weder das Recht noch die Kompetenz abweichende Rege-
lungen in eigener Verantwortung zu treffen.

Wieland Stötzel
Bürgermeister
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Kleine Anfrage Nr. 21
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 27. April 2018

Fragesteller/in: Ulrich Severin 
Fraktion / Partei: SPD

Frage:
Durch welche – innerhalb von zwei bis drei Jahren zu realisierenden - Maßnahmen lassen sich 
die Radwegeanbindungen der Behring-Nachfolgefirmen seitens der Stadt Marburg verbessern? 

Stellungnahme/Antwort durch: FD 66 - Tiefbau
Dezernent/Dezernentin: Bürgermeister Wieland Stötzel

Stellungnahme/Antwort:
Zwischen den Stadtteilen Michelbach und Görzhausen wurde an der ehemaligen Kreisstraße 79 ein 
neuer Rad- und Fußweg gebaut, der am Freitag, den 20.04.2018 frei gegeben wird. Dies ist ein wichti-
ger Schritt in unserer Radverkehrsplanung, um die Radverkehrssituation rund um die Behringwerke zu 
verbessern. Darüber hinaus sind verschiedene weitere Maßnahmen in Planung, die nach einer Prüfung 
der Priorität und Dringlichkeit in den nächsten zwei bis drei Jahren umgesetzt werden sollen. Hierzu 
gehören unter anderem: 
 ein Schutz-, bzw. Radfahrstreifen von Marbach (Annablickweg) bis zum Mitarbeiterpark-

platz der Behringwerke in der Marbach
 Querungshilfe an der Emil-von-Behring-Straße (Einmündung Annablickweg)
 Querungshilfe über die K78 entlang der L3092 (Marbach)
 Querungshilfe zwischen Parkplatz und Haupteingang Standort Behringwerke Marburg Mar-

bach. Mittelinsel zur Reduzierung der Geschwindigkeit für den Radverkehr ausbauen.
 Querungshilfe über die K80 entlang der L3092 (Marbach)
• Schutzstreifen auf dem Görzhäuser Weg auf Höhe der Behringwerke-Parkplätze (Görzhäu-

serHof)
• Querungshilfe des Kreisverkehrs an der L3092

Wieland Stötzel
Bürgermeister
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Kleine Anfrage Nr. 22
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 27. April 2018

Fragesteller/in: Hanke F. Bokelmann 
Fraktion / Partei: FDP/MBL

Frage:
Wie oft und für wen wurden in diesem Jahr Ausnahmen von der Plakatsatzung bzw. von den 
Vorgaben auf der städtischen Homepage gemacht? Nach welchen Kriterien geschah dies?

Stellungnahme/Antwort durch: FD 35 - Sicherheit und Verkehrsüberwachung
Dezernent/Dezernentin: Bürgermeister Wieland Stötzel

Stellungnahme/Antwort:
Auf Grund der besonderen Bedeutung für Marburg wird alljährlich für die Oberhessenschau 
bzw. Memo-Bauen an drei Stellen außerhalb der üblichen Anschlagstellen Werbung erlaubt. 
Ansonsten gibt es unregelmäßig wenige Ausnahmen z. B. durch Bandenwerbung für größere 
Veranstaltungen, meist mit städtischer Beteiligung. 
Verstöße gegen die Plakatordnung werden i. d. R. mit ordnungsrechtlichen Verfügungen und 
Ordnungswidrigkeitenverfahren geahndet.   

Wieland Stötzel
Bürgermeister
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Kleine Anfrage Nr. 23
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 27. April 2018

Fragesteller/in: Elisabeth Kula 
Fraktion / Partei: Marburger Linke

Frage:
Ist dem Magistrat bekannt, dass es so gut wie keinen flächendeckenden Empfang für DVBT-2 
in Marburg gibt? In den anderen hessischen Städten vergleichbarer Größe ist eine flächende-
ckende Nutzung des Antennenfernsehens bereits möglich. Falls dieser Umstand bekannt ist, 
was tut der Magistrat dafür, dass zukünftig auch in Marburg DVBT-2 empfangen werden kann?

Stellungnahme/Antwort durch: FD 15 - Referat für Stadt-, Regional- und Wirtschaftsent-
wicklung

Dezernent/Dezernentin: Oberbürgermeister Dr. Thomas Spies

Stellungnahme/Antwort:
Derzeit ist in Marburg via „Dachantenne“ ein gewisser Empfang möglich; Informationen über 
die exakte Versorgung des Stadtgebietes liegen derzeit nicht vor. Der angebotene Empfang-
scheck via http://www.dvb-t2hd.de/empfangscheck lässt in der Tat auf eine in weiten Teilen 
des Stadtgebietes eher schwächere Signalstärke schließen.

Die Stadt Marburg hat hier nur begrenzte Einflussmöglichkeiten. Der Magistrat wird dennoch 
eine offizielle Anfrage an die für den Ausbau zuständige Stelle richten, um von dort Antworten 
zur aktuellen Ausbaustufe sowie die weiteren Ausbaupläne speziell für Marburg zu erhalten. 

Dr. Thomas Spies
Oberbürgermeister

http://www.dvb-t2hd.de/empfangscheck
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Kleine Anfrage Nr. 24
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 27. April 2018

Fragesteller/in: Tanja Bauder-Wöhr 
Fraktion / Partei: Marburger Linke

Frage:
Kann der Magistrat der Stadt Marburg Auskunft erteilen, nach welchen Vergabekriterien die 
Stadt Marburg im allgemeinen und speziell bei den Baumaßnahmen in Cappel, Marburger Stra-
ße, und Weidenhäuser Brücke Zuschläge erteilt?
Insbesondere ist von Interesse, inwieweit hierbei die Tarifbindung der Bauunternehmen eine 
Rolle spielen und ob bei Entscheidungen bei der Vergabe durch die Stadt zwischen Tarifvertrag 
West (u. a. 13. Monatsgehalt) und Tarifvertrag Ost (kein 13. Monatsgehalt) unterschieden wird, 
zudem ist von Interesse, ob eine regionale Ansässigkeit von Baufirmen bei den Vergabekriteri-
en der Stadt eine Rolle spielt.

Stellungnahme/Antwort durch: FD 60 - Bauverwaltung und Vermessung
Dezernent/Dezernentin: Bürgermeister Wieland Stötzel

Stellungnahme/Antwort:
Bei der Erteilung von Aufträgen im Anschluss an vorgenommene Ausschreibungen wird bei 
der Stadt Marburg nach den Richtlinien für die Vergabe von Leistungen und Bauleistungen der 
Universitätsstadt Marburg i. d. F. vom 19. Februar 2018 verfahren. Grundsätzlich wird bei Aus-
schreibungen – sofern keine Aufsplittung nach unterschiedlichen Kriterien für die Vergabe in 
den jeweiligen Ausschreibungsunterlagen erfolgt ist – der Gestalt verfahren, dass das wirt-
schaftlichste Angebot den Zuschlag erhält.

Bei sämtlichen Ausschreibungen wird von den jeweiligen Bietern die Vorlage der unterzeich-
neten Verpflichtungserklärung zu Tariftreue und Mindestentgelt bei öffentlichen Aufträgen 
nach dem Hessischen Vergabe- und Tariftreuegesetz (HVTG) vom 19. Dezember 2014 als 
Voraussetzung für eine etwaige spätere Auftragserteilung verlangt.

Dementsprechend wurde auch bei den Verfahren zur Marburger Straße (öffentliche Ausschrei-
bung) und Weidenhäuser Brücke (offenes Verfahren, d. h., europaweite Ausschreibung) ver-
fahren.

Durch die unterzeichnete Verpflichtungserklärung bestätigen die Bieter, dass sie ihren Be-
schäftigten bei der Ausführung der Leistung diejenigen Arbeitsbedingungen einschließlich des 
Entgelts gewähren, die nach Art und Höhe mindestens den Vorgaben desjenigen Tarifvertra-
ges entsprechen, an denen das Unternehmen auf Grund des Arbeitnehmerentsendegesetzes 
gebunden ist. Zudem bestätigen die Bieter, dass sie gemäß § 4 Abs. 3 und § 6 HVTG ihren 
Beschäftigten bei der Ausführung der Leistung ein Entgelt zahlen, das den Vorgaben des Min-
destlohngesetzes entspricht.

Eine Unterscheidung von Tarifverträgen West und Tarifverträgen Ost kann bei einer solchen 
Vergabe nicht Ausschreibungskriterium sein, da ansonsten gegen das Diskriminierungsverbot 
verstoßen würde. Gleiches gilt für die regionale Ansässigkeit von Baufirmen als Auswahlkrite-
rium, das bei öffentlichen Ausschreibungen und Verfahren keine grundsätzliche Rolle spielen 
darf.

Lediglich bei Aufträgen mit minderen Auftragsvolumina kann dem Grundsatz, dass regionale 
Unternehmen bei Ausschreibungen in entsprechendem Maße einbezogen werden sollen,  da-
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hingehend Rechnung getragen werden, indem bei der Auswahl der zu beteiligenden Firmen 
auf die Regionalität dieser Firmen verstärkt geachtet wird. Bei größeren Verfahren (öffentliche 
Ausschreibung bzw. offenes Verfahren) ist eine Vorauswahl auf dieser Basis nicht möglich, da 
sich über die veröffentlichten Ausschreibungsunterlagen auch Firmen ohne regionalen Bezug 
vorbehaltlos bewerben können.

Wieland Stötzel
Bürgermeister
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Kleine Anfrage Nr. 25
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 27. April 2018

Fragesteller/in: Gerald Weidemann 
Fraktion / Partei: SPD

Frage:
Im Februar 2016 wurde der Marburger Klimaschutzbecher vorgestellt mit dem Ziel, diese Al-
ternative zum „to waste“ in Marburg dauerhaft zu etablieren. Die Stadt ist dafür ausgezeichnet 
worden.
Wie hat sich der Verkauf der Becher seitdem entwickelt, welche Betriebe beteiligen sich und 
welche mit welchem Recht nicht mehr?

Stellungnahme/Antwort durch: FD 67 - Klimaschutz, Stadtgrün und Friedhöfe
Dezernent/Dezernentin: Bürgermeister Wieland Stötzel

Stellungnahme/Antwort:
Mit dem „Marburger Klimaschutzbecher“ will die Universitätsstadt Marburg ihre Bürgerinnen 
und Bürger dazu motivieren, mit einer kleinen Verhaltensänderung im Alltag aktiv zum Klima-
schutz beizutragen. Das brachte ihr den Sieg und 25.000 Euro Preisgeld beim Bundeswettbe-
werb „Klimaaktive Kommune 2017“ ein. Ausgeschrieben wurde der Wettbewerb vom Bun-
desumweltministerium und dem Deutschen Institut für Urbanistik. Kooperationspartner sind 
der Deutsche Städtetag, der Deutsche Landkreistag und der Deutsche Städte- und Gemeinde-
bund. Das Preisgeld ist für die Umsetzung weiterer Klimaschutzmaßnahmen gedacht.

In 2016 wurden 2590 Becher über die teilnehmenden Unternehmen und Institutionen verteilt 
bzw. verkauft. Davon wurden 1.110 Becher vom Fachdienst Klimaschutz, Stadtgrün und Fried-
höfe kostenlos zur Verfügung gestellt und 1.480 Becher von den interessierten Unternehmen 
per Sammelbestellung gekauft. Im Jahr 2017 wurden 1.000 weitere Becher von den teilneh-
menden Unternehmen und Institutionen bestellt. Im Jahr 2018 wurden bisher Bestellwünsche 
für 2090 weitere Becher angemeldet. 

In diesem Jahr werden zudem 3.000 Becher für Marburger Neubürgerinnen und Neubürger 
vom Fachdienst Klimaschutz, Stadtgrün und Friedhöfe kostenlos zur Verfügung gestellt. Die 
Neubürgerinnen und Neubürger erhalten bei der Anmeldung im Stadtbüro ein Gutscheinbuch 
in dem auch ein Gutschein für einen Klimaschutzbecher enthalten ist. Die Becher können bei 
der Touristeninformation der Marburger Stadt & Land Touristik GmbH abgeholt werden.

Folgende Unternehmen und Institutionen haben bisher an der Aktion teilgenommen: Allee 
Café, Adolf-Reichwein-Schule (Mensa), Bäckerei Carle, Bäckerei Kraft, Bistro Café Lavari, 
Café am Markt, Café Campiello, Café Capuccino, Café Klingelhöfer, Cineplex Marburg, Cof-
fee-Bike GmbH, Coffee & Tea Company, Die Fleckenbühler – Hof Fleckenbühl, Die Pause, 
Esso Tankstelle Merte & Naumann GbR, Gartencafé im Neuen Botanischen Garten, Gastro 
Welt, GeWoBau Marburg, Jugendherberge Marburg, Juko Marburg e.V., Kaffeerösterei Il Gus-
to, Konditorei Vetter, La Manufacture d’Anouk, Marburger Altenhilfe, Marburger Stadt & Land 
Touristik GmbH, Marburger Weltladen, Oberhessisches Backhaus Horst, Schwälmer Brotla-
den, Shell Tankstelle Gisselberger Straße, Stadtwerke Marburg, Studentenwerk Marburg, 
Technologie- und Tagungszentrum Stadtwerke Marburg, Tegut, Vollkornbäckerei Siebenkorn.

Die Teilnahme der Unternehmen und Institutionen erfolgt freiwillig und nach Interesse und Be-
darf. Es beteiligen sich nicht alle Unternehmen an allen Bestellungen. Aufgrund einzelner 
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Rückmeldungen kann davon ausgegangen werden, dass die Unternehmen erst wieder bestel-
len, wenn sie keine Becher mehr zur Verfügung haben. 

Über den lokalen Erfolg hinaus gilt der Klimaschutzbecher deutschlandweit als gelungenes 
Modellprojekt für die Etablierung von Mehrwegbechern im Stadtgebiet. Es haben sich bereits 
viele Kommunen für das Marburger Projekt interessiert, weil sie selbst einen Mehrwegbecher 
einführen wollen. Das Bundesumweltministerium hat den Marburger Klimaschutzbecher auch 
für diese Leuchtturmfunktion ausgezeichnet. 

In der Universitätsstadt Marburg haben auch einige Einzelhandelsunternehmen den Trend 
aufgegriffen und bieten Mehrwegbecher in ihrem Sortiment zum Kauf an. Zusammen mit dem 
Marburger Klimaschutzbecher gibt es so eine breite Auswahl an Bechern für jeden Ge-
schmack, wodurch in Zukunft hoffentlich weitere Bürgerinnen und Bürger für ihren Coffee to 
go zum Mehrwegbecher greifen werden.

Wieland Stötzel
Bürgermeister
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Kleine Anfrage Nr. 26
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 27. April 2018

Fragesteller/in: Gabriele Mensing
Fraktion / Partei: BfM

Frage:
In dem Stadtteilentwicklungskonzept ist die Konzepterstellung für eine zukünftige Nutzung des 
Platzes vor dem Rathaus, ehemals als Marktplatz genutzt, enthalten. Welche Ergebnisse hat 
welches Gremium bereits zu diesem Thema erarbeitet?

Stellungnahme/Antwort durch: FD 15 - Referat für Stadt-, Regional- und Wirtschaftsent-
wicklung

Dezernent/Dezernentin: Oberbürgermeister Dr. Thomas Spies

Stellungnahme/Antwort:
Die Wiederbelebung des Markplatzes für ein Marktgeschehen ist zwar Teil des Quartiersent-
wicklungskonzeptes für die Marburger Oberstadt, soll aber durch konkrete Konzeption unter 
Beteiligung sämtlicher relevanter Akteure bereits kurzfristig umgesetzt werden. 

Zu diesem Zweck hat die Universitätsstadt für den 3. Mai zu einer Veranstaltung eingeladen. 
Dort sollen Ideen zur Marktgestaltung mit allen relevanten Akteuren lösungsorientiert diskutiert 
werden. Die Universitätsstadt ist an einer attraktiven, raschen und gleichzeitig pragmatischen 
Wiederbelebung des Marktplatzes interessiert.

Dr. Thomas Spies
Oberbürgermeister
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Kleine Anfrage Nr. 27
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 27. April 2018

Fragesteller/in: Gabriele Mensing
Fraktion / Partei: BfM

Frage:
Ist es möglich, die Anlieferungszeiten des Lieferverkehrs in der Oberstadt den in der Altstadt 
vorherrschenden Geschäftszeiten anzupassen?

Stellungnahme/Antwort durch: FD 33 - Straßenverkehr
Dezernent/Dezernentin: Oberbürgermeister Dr. Thomas Spies

Stellungnahme/Antwort:
Die Anlieferungszeiten des Lieferverkehrs in der Oberstadt wurden mit Beteiligung der Bürger 
und der Gewerbebetriebe festgelegt und zwischenzeitlich auch angepasst. Eine weitere Betei-
ligung ist im Rahmen des Oberstadtkonzepts vorgesehen, bei dessen Erarbeitung und Umset-
zung unter anderem die genannten Anlieger ihre Hinweise, Anregungen und Wünsche einbrin-
gen können.

Die derzeitigen Lieferzeiten vormittags bis 11.00 Uhr zu dienen überwiegend zur Anlieferung 
der Waren. Das Zeitfenster abends von 18.00 bis 20.00 Uhr wurde eingerichtet, um zusätzlich 
die Möglichkeit zu bieten, bestellte Waren abzuholen oder auszuliefern.

Durch die Sperrzeiten soll möglichst viel Fahrverkehr verhindert werden, um eine hohe Aufent-
haltsqualität in der historischen Oberstadt zu erreichen. Die Lieferzeiten entsprechen auch 
überwiegend denen vergleichbarer Bereiche in anderen Städten. 

Um während der Zeiten mit hohem Fußgängeraufkommen Gefährdungen und Beeinträchti-
gungen für die Kunden und Besucher der Oberstadt zu vermeiden, ist eine Ausdehnung der 
Lieferzeiten derzeit nicht vorgesehen.

Dr. Thomas Spies
Oberbürgermeister 
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Kleine Anfrage Nr. 28
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 27. April 2018

Fragesteller/in: Winfried Kissel
Fraktion / Partei: CDU

Frage:
Findet eine regelmäßige Überprüfung der Entwässerungsanlagen (Gräben in Ginseldorf und in 
der Ginseldorfer Gemarkung) zum Schutz der Überflutung statt und werden auch die Hydran-
ten regelmäßig überprüft, wenn ja, wann erfolgte die letzte Überprüfung?

Stellungnahme/Antwort durch: FD 66 - Tiefbau
Dezernent/Dezernentin: Bürgermeister Wieland Stötzel

Stellungnahme/Antwort:
Im Gegensatz zum Straßenbau mit der erhöhten Verkehrssicherungspflicht, gibt es in der Ge-
wässerunterhaltung keine ständigen Kontrollen durch den Fachdienst Tiefbau. Hier ist der 
Tiefbau auf die Mitarbeit der Ortsteile angewiesen. Die Meldungen über den Räumungsbedarf 
werden bei den Ortsvorstehern oder Ortslandwirten gesammelt und in einen Gewässerplan, 
der für jeden Stadtteil vorliegt, eingetragen. Je nach Bedarf findet dann eine Gewässerbege-
hung mit der Unteren Naturschutzbehörde jährlich oder im Abstand von mehreren Jahren 
statt. Das klappt je nach Stadtteil unterschiedlich gut. Mit dieser Regelung wird verhindert, 
dass der Bagger ständig den Standort wechseln muss.

Der Fachdienst Umwelt- und Naturschutz hat die gleiche Verfahrensweise beim Hecken-
schnitt. Um die rd. 240 km Gräben und Gewässer ständig zu kontrollieren, wäre zusätzliches 
Personal erforderlich.Bei den Mäharbeiten an den Gewässern kann auf Meldungen und Orts-
termine verzichtet werden, da hier in unterschiedlichen Rhythmen vornehmlich die gleichen 
Abschnitte betroffen sind. Deshalb wird hier nach Plänen bzw. Listen gearbeitet, in denen der 
Mähbedarf festgelegt wurde. Die Pläne werden aber fortlaufend aktualisiert.

Die Hydranten sind Bestandteile des Wasserversorgungsnetzes, das von den Stadtwerken 
Marburg betreut wird. Im Bestand des Ortsnetzes Ginseldorf gibt es 55 Hydranten. Bei der ¼ 
jährlichen Spülung des Netzes werden die Endhydranten überprüft. Die letzte Überprüfung der 
gesamten Hydranten wurde in 2014/2015 durchgeführt und wiederholt sich alle 4 Jahre.

Wieland Stötzel
Bürgermeister 
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Kleine Anfrage Nr. 29
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 27. April 2018

Fragesteller/in: Christoph Ditschler
Fraktion / Partei: FDP/MBL

Frage:
Wieviel hat das Plakat am Oberstadtaufzug zur Propagierung des Haushalts 2018 insgesamt 
gekostet (Erstellung, Herstellung, Anbringung und Entfernung)?

Stellungnahme/Antwort durch: FD 13 - Presse und Öffentlichkeitsarbeit
Dezernent/Dezernentin: Oberbürgermeister Dr. Thomas Spies

Stellungnahme/Antwort:
1.199,28 Euro.

Dr. Thomas Spies
Oberbürgermeister
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Kleine Anfrage Nr. 30
zur Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 27. April 2018

Fragesteller/in: Christoph Ditschler
Fraktion / Partei: FDP/MBL

Frage:
Wäre es dem Magistrat möglich, den Kontakt zu Opfern von Überfällen und Angriffen in Mar-
burg zu suchen, um z.B. Genesungswünsche zu übermitteln oder einen Besuch im Kranken-
haus abzustatten?

Stellungnahme/Antwort durch: 011 - Persönlicher Referent des Oberbürgermeisters
Dezernent/Dezernentin: Oberbürgermeister Dr. Thomas Spies

Stellungnahme/Antwort:
Für den Magistrat hat der respektvolle Umgang mit Opfern von Gewalt oder anderen Strafta-
ten eine herausragende Bedeutung. Um Menschen in Not, mit körperlichen oder seelischen 
Verletzungen zu helfen, hält die Universitätsstadt gemeinsam mit freien Trägern und zahlrei-
chen ehrenamtlich Engagierten ein breites, hervorragend ausgestattetes Angebot an sozialen 
Angeboten bereit. Wer in Marburg in Not ist, dem wird geholfen. Hierzu leisten auch die erst-
klassige Gesundheitsinfrastruktur und der professionelle Opferschutz einen erheblichen Bei-
trag.

In Fällen von Gewalt oder anderen Straftaten ist der erste und kompetente Ansprechpartner 
die Polizei. Die Weitergabe von personenbezogenen Daten an den Magistrat zum Zweck der 
Übermittelung von Genesungswünschen ist nach Auskunft der Polizei datenschutzrechtlich 
unvorstellbar. Auch an Hilfsorganisationen werden Daten nur auf schriftliche Zustimmung der 
Betroffenen und nach intensiver Betreuung durch die Opferschutzberatung der Polizei heraus-
gegeben. Diesen Schutz der Privatsphäre von Opfern von Gewalt hält der Magistrat zudem 
auch menschlich für geboten. Entscheidet sich jedoch die betroffene Person eigenständig, 
sich an die Öffentlichkeit zu wenden – sei es über die Presse oder, um auf einen gesellschaft-
lichen Missstand aufmerksam zu machen – nimmt der Magistrat nach Einzelfallabwägung 
auch direkten Kontakt auf.

Der beste Opferschutz allerdings ist die Vermeidung von Gewalt. Aus diesem Grund fördert 
die Universitätsstadt Präventionsangebote, die beispielsweise in potentiellen Fällen von häus-
licher Gewalt oder sexuellem Missbrauch Beratungsangebote vorhält, aber auch durch öffentli-
che Information Aufklärung leistet. Auch in öffentlichen Bereichen mit großen Menschenmen-
gen setzt die Universitätsstadt auf Prävention, Aufklärung und Präsenz der Ordnungsbehör-
den. Erfahrungen zeigen, dass insbesondere im öffentlichen Raum das direkte Gespräch die 
beste Prävention ist.

Von besonderer Bedeutung zur Gewährleistung eines friedlichen Zusammenlebens innerhalb 
der aktiven Marburger Stadtgesellschaft und zur Vermeidung von Angstsituationen sind zu-
dem der Abbau von Vorurteilen und die Stärkung von sozialer Teilhabe. Angst vor Gewaltsi-
tuationen entsteht unter anderem dort in besonderem Maß, wo gesellschaftliche Spaltung 
stark ist. Wenn auch im politischen Raum Problemzuschreibungen an bestimmte Gruppen – 
seien es Menschen mit Migrationshintergrund oder aber auch Menschen mit geringem Ein-
kommen – stattfinden, verstärkt dies nachweislich auch das Angstgefühl der Bürgerinnen und 
Bürger; die Furcht vor dem Aufsuchen öffentlicher Räume wächst, sie ziehen sich verstärkt ins 
Private zurück, die Angst vor Gewaltsituationen verstärkt sich wiederum. Der Magistrat sieht 
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es vor diesem Hintergrund als eine zentrale Aufgabe verantwortungsvoller kommunaler Politik 
an, den sozialen Ausgleich zu fördern. Hierzu zählen insbesondere die Ermöglichung von so-
zialer und kultureller Teilhabe, beispielsweise durch den Stadtpass, mit dem Menschen mit ge-
ringem Einkommen verbilligten Zugang zum ÖPNV erhalten.

Dr. Thomas Spies
Oberbürgermeister
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